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Bedeuten die nach den Midterm Elections 2010 stark veränderten Mehr-
heitsverhältnisse in der Legislative der Vereinigten Staaten von Amerika 
das Ende der ambitionierten präsidentiellen Agenda, die Präsident 
Obama mit dem Anspruch des Change angestrebt hatte? Die vorliegen-
de Studie untersucht diese Frage bezogen auf außen- und sicherheitspo-
litische Herausforderungen unter besonderer Berücksichtigung der 
institutionellen Bedingungen amerikanischer Außenpolitik.  
Die Auswirkungen von Unified bzw. Divided Government müssen mit 
Blick auf die Außenpolitik der USA differenziert betrachtet werden: 
Auch nach den Midterm Elections 2010 verbleiben in der Außen- und 
Sicherheitspolitik weiterhin Gestaltungsspielräume für den Präsidenten, 
so dass die Frage nach einem Ende des Wandels mit „nein“ beantwor-
tet werden muss. Tatsächlich ist dieses „nein“ allerdings in mehrfacher 
Hinsicht zu qualifizieren. Zum ersten in Bezug auf die bisher erfolgten 
Maßnahmen und des damit schon erreichten Wandels, zum zweiten 
angesichts der beiden Indikatoren Politikfeldspezifität und institutionell 
erforderliche Supermehrheiten auf den jeweiligen Themenfeldern ame-
rikanischer Außenpolitik, und zum dritten bezüglich der Kooperations-
chancen mit den oppositionellen Republikanern, gemessen am Indika-
tor der vorhandenen Polarisierung zwischen den Parteien im Kongress. 
Zwei Jahre nach Obamas Amtsantritt ist es dem Präsidenten gelungen 
insbesondere im Bereich der Abrüstungspolitik einen Wandel einzulei-
ten. Andere Ziele der Agenda Obamas sind dagegen noch nicht umge-
setzt. In der internationalen Klimapolitik, der Afghanistan-Politik und 
in der Frage der Schließung des Gefangenenlagers auf Guantánamo be-
steht auch in den folgenden zwei Jahren wenig Aussicht auf Wandel. 
Andererseits verbleiben dem Präsidenten als Chef der Exekutive auch 
im Schatten von Divided Government weiterhin außenpolitische Hand-
lungsspielräume – trotz der parteipolitischen Polarisierung im Kongress 
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1.  The End of Change? Obamas Agenda 
und die Republikaner im Kongress* 
 
Das Ergebnis der Zwischenwahlen zum Kongress der Vereinig-
ten Staaten von Amerika im November 2010 hatte historische Ausma-
ße. Es war die höchste Niederlage der Demokraten im Repräsentanten-
haus seit 1938, als die Partei von Präsident Franklin D. Roosevelt mehr 
als 20 Prozent ihrer Sitze einbüßte (Schatz 2010: 2520). Verluste der 
Partei des amtierenden Präsidenten in Zwischenwahlen sind indes die 
Regel und bereits Obamas Vorgänger Bill Clinton und George W. Bush 
mussten 1994, bzw. 2006 den Verlust der Mehrheit hinnehmen.1 Trotz 
dieser Befunde und der Tatsache, dass die Demokratische Partei wei-
terhin die (knappe) Mehrheit von 53 zu 47 Senatoren in der zweiten 
Kammer inne hat,2 wird der Verlust von 64 Abgeordneten im Reprä-
sentantenhaus und die damit verbundene Rückkehr zum Divided 
Government dem Präsidenten als Hürde für die Durchsetzung politischer 
Vorhaben in der zweiten Hälfte seiner Amtsperiode gelten müssen. Aus 
dieser Perspektive erscheint der historische Vergleich mit den Zwi-
schenwahlen 1938 umso mahnender: Auch hier wurde ein zuvor gran-
                                                     
*  Die Autoren danken dem Team Politikwissenschaft und insbesondere 
Mike Busch, Steffen Hagemann, Marco Roos, Sofia Santos und Angeli-
ka Weiske für wertvolle Hinweise und Kommentare zu dieser Studie. 
 
1  Seit 1934 konnten nur zwei Präsidenten Zuwächse ihrer Partei bei 
Zwischenwahlen verzeichnen und ihre Mehrheiten in beiden Kammern 
des Congress ausbauen: Roosevelt (1934) und George W. Bush (2002). 
Bill Clintons Demokraten blieben trotz Zugewinnen im House 1998 in 
der Minderheit. Kennedy (1962) und Reagan (1982) erlebten Verluste 
im House, konnten ihre Mehrheiten im Senate allerdings ausbauen. Ne-
ben Obama (2010) verloren Truman (1946), Reagan (1986), Clinton 
(1994) und Bush (2006) ihre Mehrheit in zumindest einer Kammer. 
Weniger folgenreich waren die übrigen Zwischenwahlen, in denen sich 
trotz Verlusten der Partei des Präsidenten nichts an den Mehrheitsver-
hältnissen im Kongress änderte. 
2  Die beiden Unabhängigen Senatoren, Joseph I. Liebermann (Connecti-
cut) und Bernhard Sanders (Vermont), stimmen mit der Fraktion der 
Demokraten. 
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dioser Wahlsieger angesichts einer krisengeschüttelten Wirtschaft vom 
Wähler abgemahnt. Roosevelt blieb zwar Präsident der USA bis 1945, 
seine reformorientierte New Deal-Politik war jedoch angesichts der neu-
en Mehrheitsverhältnisse im Kongress nicht mehr durchsetzbar (vgl. 
Troy 2010: 15f.). Auch Barack Obamas ambitionierte Agenda des tief-
greifenden Wandels der amerikanischen Politik wird in den kommen-
den zwei Jahren auf eine Republikanische Mehrheit im Repräsentan-
tenhaus treffen, die die Hoffnung auf Change schrumpfen lässt. 
 Die vorliegende Studie analysiert vor diesem Hintergrund die 
Durchsetzungschancen von Obamas Agenda in der Außen- und 
Sicherheitspolitik nach der schweren Niederlage der Demokratischen 
Partei bei den Zwischenwahlen zum Kongress 2010 und richtet das 
Augenmerk dabei insbesondere auf das Verhältnis zwischen Kongress 
und Präsident. Um hier eine politikwissenschaftliche Einordnung vor-
nehmen zu können, ist es notwendig, die bisher erfolgten Politikinitiati-
ven des Präsidenten auf dem Politikfeld der Außen- und Sicherheitspo-
litik mit seinen deklaratorisch formulierten Zielsetzungen zu verglei-
chen. Davon ausgehend können die bestehenden Kompromiss- und 
Konfliktpotentiale in der institutionellen Dimension amerikanischer 
Außenpolitik untersucht werden. 
Bei den dominierenden Themen der Midterm Elections 2010 stan-
den sich Republikaner und Demokraten unversöhnlich gegenüber. 
Sowohl Obamas Maßnahmen zur Bewältigung der Wirtschaftskrise, als 
auch die Reform des Krankenversicherungssystems wurden von Re-
publikanern und insbesondere von Seiten der konservativ-libertären 
Tea-Party-Bewegung heftig attackiert und polarisierten die öffentliche 
Debatte. Der damit stark innenpolitisch bestimmte Wahlkampf drängte 
außen- und sicherheitspolitische Fragen in den Hintergrund. Aus der 
mangelnden Bedeutung des Politikfeldes bei der Wahlentscheidung des 
amerikanischen Demos im November 2010 resultiert freilich nicht, dass 
sich in diesem Politikbereich a priori eine größere Schnittmenge zwi-
schen Demokraten und Republikanern und damit höhere Chancen für 
einen überparteilichen Kompromiss bieten würden. Der Präsident be-
nötigt auch in der Außenpolitik die Unterstützung des Kongresses. 
Schließlich sieht die Verfassung der Vereinigten Staaten für die Legisla-
tive als First Branch of Government erhebliche Mitsprache- und Kontroll-
rechte vor, insbesondere bei der Ratifizierung außenpolitischer Verträge 
und Abkommen, bei der Bewilligung finanzieller Ressourcen und bei 
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wichtigen Personalentscheidungen (vgl. Corwin 1948: xi; Scott/Carter 
2002: 152; Wilzewski 2000: 47-61, 1997: 24-27). Über ihre neue Mehr-
heit im Kongress werden die Republikaner daher versuchen, Einfluss 
auch auf die Politikgestaltung in der Außenpolitik zu nehmen. 
Die Auslassung außenpolitischer Themen im Vorfeld der 
Midterms bedeutet ebenfalls nicht, dass dieses Politikfeld für die Agenda 
des Präsidenten unwichtig geworden wäre. Schließlich versprach das 
Projekt eines „Remaking America“, wie es Obama in seiner Inaugurati-
onsadresse formulierte, nicht nur Wandel auf innenpolitischer Ebene – 
es zielte vielmehr auch auf eine Neuausrichtung der amerikanischen 
Weltpolitik (Obama 2009a; Rudolf 2010a: 12). Angesichts der außen- 
und sicherheitspolitischen Herausforderungen am Ende der Ära Bush 
erschien diese Neuausrichtung besonders drängend: Die Kriege in Irak 
und Afghanistan forderten die höchsten Verluste seit dem Vietnam-
krieg und verschärften die Überschuldung des amerikanischen Haus-
halts. Bushs bisweilen unilaterale Strategie, die Folterskandale von Abu 
Graib und das völkerrechtlich fragwürdige Gefangenenlager auf 
Guantánamo führten zu einer Delegitimierung der amerikanischen Füh-
rungsmacht bei internationalen Partnern und in der Wahrnehmung der 
Weltöffentlichkeit (Holsti 2008: 61). Auch in den Bereichen der Non-
proliferations- und Abrüstungspolitik, des Nahostkonfliktes und der 
Frage des internationalen Klimaschutzes konnten unter George W. 
Bush kaum Fortschritte erzielt werden. Insofern trifft das Bild der 
„Weltmacht in der Krise“ (Schreyer/Wilzewski 2010b) auch auf die 
äußere Dimension der US-Politik zu.  
Die Unzufriedenheit der amerikanischen Öffentlichkeit mit die-
ser Situation nahm beginnend mit den steigenden Verlusten im Irak zu. 
Diese Kritik wurde von der Wählerschaft bereits bei den letzten Zwi-
schenwahlen 2006 zum Ausdruck gebracht, als die kurze Phase des 
Republikanischen Unified Government beendet wurde. Allerdings gelang 
es den Demokraten im Kongress nicht eine deutliche Kurskorrektur in 
der Außenpolitik gegenüber George W. Bush und der Republikani-
schen Minderheit durchzusetzen (Wilzewski 2010: 68). Die Wahl Oba-
mas zum 44. Präsidenten der USA kann insofern auch als Auftrag für 
einen außenpolitischen Kurswechsel verstanden werden. Die Unzufrie-
denheit mit der Politik der Vorgängerregierung im Bereich der Außen-
politik half Obamas Kandidatur einerseits in den innerparteilichen 
Vorwahlen. Obama konnte gegenüber seiner späteren Außenministerin 
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Hillary Clinton glaubhafter für eine Abkehr von Bushs Außenpolitik 
eintreten, da er sich bereits frühzeitig gegen dessen Irakpolitik positio-
niert hatte, während Clinton zunächst für den Krieg stimmte. Anderer-
seits gelang es Obama auch im Hauptwahlkampf gegenüber Senator 
John McCain (R-Arizona) auf diesem Politikfeld das überzeugendere 
Angebot an die Wähler zu formulieren, weil es einen dezidierten Wan-
del von Zielen und Instrumenten der Außenpolitik versprach (Saldin 
2008: 12; Kornelius 2009: 305). Die Außen- und Sicherheitspolitik stellt 
für Obamas Präsidentschaft auch nach den verlorenen Zwischenwahlen 
ein zentrales Politikfeld dar, da der hier versprochene Wandel ein zent-
raler Baustein seiner Agenda war, für die er vom amerikanischen Wäh-
ler 2008 beauftragt wurde. 
Im Folgenden wird zunächst das Spektrum der möglichen Aus-
wirkungen einer Situation des Divided Government aus politikwissen-
schaftlicher Perspektive aufgezeigt, um Hypothesen für die Durchset-
zungschancen der Agenda des Präsidenten gegenüber dem institutionel-
len Vetospieler in der Außenpolitik, dem Kongress, zu analysieren. Der 
daran anschließende empirische Teil untersucht die Erfolgschancen des 
Präsidenten in der Außenpolitik auf den Feldern der Interventionspoli-
tik, in der Frage der Schließung des Gefangenenlagers auf Guantánamo, 
der Nonproliferations-, Nahost- und Klimapolitik, sowie den transat-
lantischen Beziehungen. Im letzten Abschnitt werden die Durchset-
zungschancen des Präsidenten bilanziert und die Gründe für die prog-
nostizierten Schwierigkeiten bei der Umsetzung des angestrebten Wan-
dels zusammengefasst. 
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2. Back to Divided Government: Parteipoli-
tische Kontrolle der Regierung und die 
Handlungsmöglichkeiten des Präsiden-
ten in der Außenpolitik 
 
Wenngleich die Niederlage Obamas in den Midterm Elections 2010 
historisch war, so ist Divided Government zunächst nichts Ungewöhnli-
ches. Seit 1969 wurden die USA 16 Mal im Rahmen von Divided 
Government und nur sechs Mal im Kontext eines Unified Government re-
giert (McKay 2009: 202).  
Das vorliegende Kapitel legt den konzeptionellen Rahmen für 
diese Studie, in deren Zentrum die Frage steht, inwieweit die Hand-
lungschancen des US-Präsidenten von Divided Government abhängig 
sind.3 Um sich einer Antwort auf diese Frage zu nähern, lohnt sich 
zunächst der Blick auf das in der Fachliteratur von David Mayhew 
(1991) und John Coleman (1999) aufgezeigte Spektrum der Hand-
lungsmöglichkeiten des US-Präsidenten in Abhängigkeit des Faktors 
„parteipolitische Kontrolle der Regierung“. Im Anschluss werden zu-
sätzliche Variablen identifiziert, die neben dem Faktor Divided- bzw. 
Unified Government für die Handlungsmöglichkeiten des US-Präsidenten 
ausschlaggebend sein können (Polarisierung des Kongresses, Super-
mehrheiten, Politikfeldspezifität).  
Bis zum Beginn der 1990er Jahre dominierte unter Politikwissen-
schaftlern die Ansicht, dass maßgebliche Gesetze eher unter Unified 
Government durchgesetzt werden können als unter dem Vorzeichen un-
terschiedlicher parteipolitischer Kontrolle der Regierung: „Divided 
government reinforces the obstacles inherent in the Constitution, 
invites strategic standoffs between party politicans with competing 
institutional leverage, and makes the enactment of significant policy 
more difficult“ (Coleman 1999: 821; vgl. Ripley 1969: 168). Diese kon-
ventionelle Ansicht wurde 1991 durch David Mayhew in seiner Studie 
„Divided We Govern“ angezweifelt (Mayhew 1991). Mayhew behaup-
                                                     
3  Inwieweit also der Handlungsspielraum des Präsidenten in der Außen-
politik von der Legislative eingeengt werden kann. 
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tete mit Blick auf von ihm untersuchte wichtige Gesetze4, die vom 
Kongress zwischen 1946-1990 verabschiedet wurden, „that unified as 
opposed to divided control has not made an important difference in 
recent times in the incidence of (...) high-publicity investigations (... 
and) the enactment of a standard kind of important legislation“ (May-
hew 1991: 4). Die Arbeiten von Stephen Skowronek (1993), Morris 
Fiorina (1994), Paul Quirk und Bruce Nesmith (1995) sowie Keith 
Krehbiel (1996) unterstützen die These Mayhews.  
Mayhews These blieb allerdings nicht unbestritten: Am anderen 
Ende des Spektrums wird von John Coleman die These vertreten, dass 
es sehr wohl einen Unterschied für die Implementierung wichtiger Ge-
setze mache, ob Unified- oder Divided Government vorliegt: „Conventional 
wisdom holds up better than the revisionist accounts (gemeint ist die 
These Mayhews, die Autoren). Various measures of significant enact-
ments support the notion that unified government helps pass policy“ 
(Coleman 1999: 821). Autoren, die Colemans These teilen, sind zum 
Beispiel Sean Kelly (1993: 483), George Edwards, Andrew Barrett und 
Jeffrey Peake (1997). 
Die unterschiedlichen Thesen von Mayhew und Coleman bezüg-
lich des Einflusses von Divided Government auf die Effizienz der Regie-
rung resultieren zum einen daraus, dass unterschiedliche Definitionen 
von „wichtigen Gesetzen“ benutzt werden. Ein zweiter Grund für die 
gegensätzlichen Ergebnisse ist, dass Coleman im Gegensatz zu Mayhew 
bei der Messung von zentralen Erklärungsfaktoren andere Indikatoren 
verwendet. So greift Mayhew zum Beispiel bei der Bestimmung der 
„Activist Public Mood“, die als ein Erklärungsfaktor für die Anzahl von 
wichtigen Gesetzinitiativen herangezogen wird, auf Experteneinschät-
                                                     
4  Nach Mayhew werden Gesetze als „wichtige Gesetze“ („important 
legislation“) ausgezeichnet, wenn zwei Bedingungen vorliegen: „The 
first picks up judgements that close observers of each Congress made 
at the time about what enactments, without regard for policy area, were 
particularly notable. The second picks up retrospective judgements that 
policy specialists have made, looking back over many Congresses, 
about what enactments in their own areas have been particularly nota-
ble“ (Mayhew 1991: 37). 
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zungen zurück, wohingegen Coleman Meinungsumfragen verwendet5 
(Coleman 1999: 825; Mayhew 1991: 173). 
Weder der These Mayhews – noch der These Colemans soll im 
Folgenden ohne Abstriche gefolgt werden. Von der lediglich binären 
Ausprägung „parteipolitische Kontrolle der Regierung“ auf die Hand-
lungschancen der Exekutive zu schließen, vernachlässigt etliche Fakto-
ren, die für die Ausprägung der Handlungsmöglichkeiten des Präsiden-
ten (mit-)verantwortlich sein können. So garantiert Unified Government 
allein keinen Erfolg für präsidentielle Politikvorhaben, solange nicht 
weitere wichtige, intervenierende Faktoren mit berücksichtigt werden. 
Erstens wirkt sich die Größenordnung der Polarisierung zwischen den 
beiden Parteien im Kongress auf die exekutiven Handlungschancen 
aus. Je größer die Polarisierung der Legislative, desto wahrscheinlicher 
wird Gridlock, weil die Anzahl parteiübergreifender Initiativen minimal 
wird (Conley 2003: 10f.). Das betrifft zweitens die Qualifizierung des 
Kriteriums Unified Government: Liegen „Supermehrheiten“ der Partei des 
Präsidenten vor, mithilfe derer die in der Verfassung und der Ge-
schäftsordnung des Senats angelegten Sperrminoritäten überwunden 
werden können, steigt die Wahrscheinlichkeit wichtige Gesetze verab-
schieden zu können. Drittens sind politikfeldspezifische Kontexte zu 
berücksichtigen. Nach James Lindsay (1994) sind drei außenpolitische 
Kontexte zu unterscheiden zwischen denen der Einfluss der Legislative 
auf die Exekutive variiert: Crisis Policy (niedriger Einfluss), Strategic Policy 
(mittlerer Einfluss) und Structural Policy (hoher Einfluss des Kongres-
ses).  
Daraus ergibt sich, dass ein größtmögliches Maß an Handlungs-
spielraum für den Präsidenten in der Außenpolitik dann wahrscheinlich 
ist, wenn Unified Government in Kombination mit einer geringen Polari-
sierung der Legislative, dem Vorhandensein von Supermehrheiten der 
Partei des Präsidenten, sowie einer Initiative in der Kategorie Crisis 
Policy vorliegt.  
                                                     
5  Mayhew (1991: 173) empfindet diese als unzureichend, weil Meinungs-
umfragen in bestimmten Fällen zur Erfassung von „Public Moods“ 
nicht in der Lage sein können. So argumentiert Mayhew, dass „McCar-
thyism, the anti-Communist alarm around 1950, had the trappings of a 
‚mood‘. (…) It failed to register well in mass survey data (…).“ 
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Die dargestellten Faktoren sollen nun auf den 111. bzw. 112. 
Kongress angewendet werden. Zum Faktor „Polarisierung der Legisla-
tive“: Der 111. Kongress gilt nach William Galston als „the most ideo-
logically polarized in modern history“ (Galston 2010: 1). Sowohl im 
Haus als auch im Senat ist der konservativste Demokrat liberaler als der 
liberalste Republikaner. Definiert man das ideologische Zentrum als 
Überlappung der beiden Parteien, dann ist dieses im 111. Kongress 
verschwunden. Auch Alan Abramowitz stützt diese Einschätzung und 
zeigt in seinem Buch „The Disappearing Center“, dass die parteipoliti-
sche Polarisierung im Kongress seit 1977 stark zugenommen hat (s. 
dazu Abbildung 1; Abramowitz 2010: 140; vgl. auch Pfiffner 2009: 38-
46). 
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Quelle: Abramowitz (2010: 140). 
 
Nach Berechnungen von Congressional Quarterly (CQ) hat sich die 
starke parteipolitische Polarisierung in der zweiten Sitzungsperiode des 
111. Congress 2010 fortgesetzt. Das lässt sich statistisch insbesondere 
am so genannten Average Party Unity Score (APUS) festmachen, also 
jenem Abtstimmungsverhalten, bei dem eine Mehrheit der Demokraten 
im Kongress gegen die Mehrheit der Republikaner stimmt und umge-
                                                     
6  Die Bestimmung der Position jedes Mitglieds im Repräsentantenhaus 
im politischen Spektrum erfolgt über den DW-Nominate Score Index von 
Keith Poole und Howard Rosenthal, die das Abstimmungsverhalten je-
des Abgeordneten ermitteln und in das ideologisch-politische Spektrum 
einordnen (Abramowitz 2010: 140f.). Ferner gilt zu beachten, dass die 
Werte sowohl innen- als auch außenpolitische Positionen wiedergeben. 
Wie gezeigt werden wird, ist die Polarisierung im außenpolitischen Be-
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kehrt. Folgt man den statistischen Untersuchungen von CQ, die bis in 
das Jahr 1953 zurückreichen, dann stimmten 2010 (in der zweiten Sit-
zungsperiode des 111. Kongress) die Demokraten im Repräsentanten-
haus in 89 Prozent aller untersuchten Abstimmungen mit der Mehrheit 
ihrer Fraktion gegen die Republikaner. 2009 hatte dieser Wert sogar bei 
91 Prozent gelegen. Umgekehrt lag der APUS bei den Republikanern 
2010 im House bei 88 Prozent. In der ersten Sitzungsperiode des 111. 
Kongress 2009 hatte dieser Wert bei 88 Prozent gelegen. Auch im Se-
nat erreichte die parteipolitische Polarisierung historisch betrachtet 
Höchstwerte. Für die Demokraten lag der APUS nach Berechnungen 
von CQ 2010 im Senate wie im Vorjahr 2009 bei der Rekordmarke von 
91 Prozent. Bei den Republikanern erreichte der APUS 2010 einen 
Wert von 89 Prozent, während der im Jahr 2009 im Senat bei 85 Pro-
zent gelegen hatte (Zeller 2011: 37). 
Vor diesem Hintergrund verwundert es nicht, dass sich Obama 
unter den Bedingungen des Unified Government mit soliden Demokrati-
schen Mehrheiten in beiden Kammern des 111. Kongress 2010 nach 
Berechungen von Congressional Quarterly mit 85,8 Prozent der Abstim-
mungen gegenüber dem Kongress durchsetzen konnte, zu denen er 
eine Position eingenommen hatte. Im Jahr 2009 hatte dieser Wert sogar 
bei 96,7 Prozent gelegen. In der Außen- und Sicherheitspolitik konnte 
sich Obama nach CQ unter den Bedingungen des Unified Governemnt im 
Jahr 2010 im Congress in 80 Prozent der Abstimmungen (im Jahr 2009 
sogar mit 90 Prozent) durchsetzen (Schatz 2011: 25). 
Im gleichen Atemzug war Obama aufgrund der sehr stark ausge-
prägten parteipolitischen Polarisierung im 111. Kongress innenpolitisch 
mit einer extremen Blockadehaltung der Republikaner konfrontiert. 
Beispiele sind die Stimulus Bill vom 11. Februar 2009, die Health Care-
Reform vom 23. März 2010 sowie die Finanzmarkt-Reform vom 21. 
Juli 2010, die mit keiner bzw. äußerst geringer Unterstützung der Re-
publikaner verabschiedet wurden. Auf der anderen Seite – und dies 
schmälert die volle Ausprägung des Faktors „Polarisierung der Legisla-
tive“ – war die Lame Duck Session des 111. Kongress außerordentlich 
produktiv (Stolberg 2010). Dies zeigt das Widerrufen der Don’t Ask, 
Don’t Tell-Politik am 18. Dezember 2010 sowie der Steuerkompromiss 
am 17. Dezember 2010. Auch außenpolitisch war die Polarisierung 
nicht in allen Politikfeldern gleich stark ausgeprägt. Neben der Ratifizie-
rung des New START-Vertrages am 22. Dezember 2010 kann auch die 
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Afghanistanpolitik als Beispiel einer abgeschwächten parteipolitischen 
Polarisierung angeführt werden (vgl. 3.1). Somit liegt zwar eine Polari-
sierung der Legislative vor, aber gerade gegen Ende des 111. Kongres-
ses sowie in Teilbereichen der Außenpolitik konnte diese zugunsten 
einiger überparteilicher Initiativen abgeschwächt werden. 
Dass trotz der Polarisierung im 111. Kongress wichtige Gesetze 
verabschiedet werden konnten, zeigt, dass weitere Faktoren die Hand-
lungsspielräume des Präsidenten bedingen. Unter den Bedingungen des 
Unified Government verfügten die Demokraten in der zweiten Hälfte der 
Legislaturperiode des 111. Kongresses über 57 Sitze im Senat, nachdem 
der Republikaner Scott Brown im Januar 2010 überraschend die Nach-
wahl zum Senat im Bundesstaat Massachusetts gewonnen hatte. Zwei 
unabhängige Senatoren (Joseph Lieberman, Connecticut, und Bernhard 
Sanders, Vermont) stimmten gewöhnlich mit der Demokratischen 
Fraktion, sodass nur eine Stimme aus dem Lager der Republikaner 
vonnöten war, um ein Filibuster zu beenden. Vor diesem Hintergrund 
kann das Kriterium „Supermehrheiten der Partei des Präsidenten“ als 
nahezu erfüllt angesehen werden. 
Der dritte Faktor umfasst das außenpolitische Feld, indem die 
jeweilige Politikinitiative liegt. Die Kategorie Crisis Policy meint im Sinne 
Lindsays „(s)ituations in which officials perceive an immediate threat to 
U.S. national interests and are actively considering whether to use mili-
tary force“ (Lindsay 1994: 147). Kongressabgeordnete fürchten hier 
trotz der Bestärkung durch die War Powers Resolution von 1973, dass ein 
Beschneiden des präsidentiellen Handlungsspielraums beim Truppen-
einsatz politische Folgen bei der Wiederwahl im eigenen Wahlkreis 
haben könnte. Die Strategic Policy umfasst „the basic goals and tactics of 
foreign policy“ (Lindsay 1994: 153). Hier können Kongressmitglieder 
deshalb größeren Einfluss auf den Präsidenten nehmen, weil das 
Electoral Risk, das noch bei der Verweigerung der Unterstützung im 
Rahmen eines Truppeneinsatzes im Bereich der Crisis Policy vorhanden 
war, in der Kategorie Strategic Policy reduziert ist. „Identification with a 
major foreign policy issue may (…) bring members (of Congress) great-
er media attention and, in turn, greater visibility back home“ (Lindsay 
1994: 154). Ferner sind dem Präsidenten im Bereich der Strategic Policy 
auch deshalb Grenzen gesetzt, weil hier viele Entscheidungen die Zu-
stimmung des Kongresses erfordern (Lindsay 1994: 154). Die Kategorie 
Structural Policy umfasst „how American resources will be used to 
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achieve foreign policy goals“ (Lindsay 1994: 156). Structural Policy 
schließt dabei die Regelungen ein, welche Länder wie viel Unterstüt-
zung von den USA erhalten, oder welche Mittel an internationale Or-
ganisationen fließen. Dieser Bereich zeichnet sich durch den (relativ) 
höchsten Einfluss des Kongresses auf den Präsidenten aus, da der 
Kongress laut Verfassung die Power of the Purse besitzt. Da die USA 
derzeit außenpolitisch keinem „immediate threat to U.S. national 
interests“ (Lindsay 1994: 147) ausgesetzt sind, kann angenommen wer-
den, dass sich der Einfluss des Kongresses auf die Handlungsspielräu-
me des Präsidenten in einer mittleren (im Bereich der Strategic Policy) bis 
hohen Sphäre (im Bereich der Structural Policy) bewegt.  
Legt man die dargestellten Faktoren (Polarisierung, Super-
mehrheiten, Politikfeldspezifität) für den 112. Kongress an, ergibt sich 
ein für Obamas Durchsetzungschancen ernüchterndes Bild. Die Polari-
sierung dürfte sich mit dem Einzug politisch rechts von der Mitte zu 
verortender Tea-Party-Abgeordneter im Kongress weiter verschärfen. 
Ferner haben die Demokraten im Senat ihre (nahezu) Supermehrheit 
verloren und verfügen im 112. Kongress nur noch über 53 Sitze. Im 
Repräsentantenhaus sind die Republikaner nun mit 243 Abgeordneten 
vertreten und verfügen damit über eine komfortable Mehrheit, was für 
die Strategic- und Structural Policy folgenden Schluss nahelegt: Die Hand-
lungsspielräume des 44. US-Präsidenten werden durch den 112. Kon-
gress aufgrund der tendenziellen Polarisierung und dem Fehlen von 
Supermehrheiten der Demokratischen Partei in den Bereichen Strategic- 
und Structural Policy gegenüber dem 111. Kongress verengt sein.  
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3.  Partisan Power? Polarisierter Kongress, 
der Präsident und die Weltordnungspoli-
tik der USA 
 
 Im empirischen Teil dieser Studie werden nun einzelne außen- 
und sicherheitspolitische Problemfelder, die sich für Obama als beson-
ders drängend erweisen, betrachtet. Die Untersuchung startet dabei 
jeweils mit einem kurzen Vergleich von Obamas Zielsetzung mit den in 
den ersten beiden Amtsjahren erreichten Politikergebnissen. Daran 
knüpft eine Beurteilung der künftigen Handlungsspielräume des Präsi-
denten nach den für die Demokraten verlorenen Midterm Elections 2010 
an. Diese Analyse orientiert sich dabei an den in Kapitel 2 eingeführten 
Faktoren Polarisierung, Supermehrheiten und Politikfeldspezifität. 
 
 
3.1 Ending the War in Afghanistan? Die militärische 
Interventionspolitik 
 
Die Zielsetzung von Barack Obama bezüglich der US-
Interventionspolitik war eindeutig: „(T)o renew American leadership in 
the world, we must first bring the Iraq war to a responsible end and 
refocus our attention on the broader Middle East“ (Obama 2007: 4). 
Im Irak, der den argumentativen Ausgangspunkt für die von Obama 
anvisierte Interventionspolitik bildet, konnten die USA bisweilen signi-
fikante Teilerfolge erzielen. Am 21. Dezember 2010 bestätigte das iraki-
sche Parlament die neue Regierung unter Premierminister Nuri Kamal 
al-Maliki. Dies war erst neun Monate nach der Parlamentswahl gelun-
gen, weil sich Kurden, Schiiten und Sunniten nicht auf eine Regie-
rungskoalition einigen konnten. Dabei wurde der Kompromiss nicht 
zuletzt durch die diplomatischen Bemühungen von US-Vizepräsident 
Joseph Biden erreicht. US-Präsident Obama nannte den Tag der Regie-
rungsbildung „a significant moment in Iraq’s history (and) a clear rejec-
tion of the efforts by extremists to spur sectarian division“ (zit. n. Lel-
and/Healy 2010). Zusammen mit dem von Obama im Präsident-
schaftswahlkampf 2008 angekündigten und im August 2010 durchge-
setzten Abzug der US-Kampftruppen ist dies ein entscheidender Schritt 
14     Partisan Power? 
 
 
für die Irakpolitik Obamas. Der Präsident wird dabei vor allem von 
Demokraten im Kongress gedrängt, die Ende 2011 gesetzte Frist für 
den kompletten Abzug der restlichen 50.000 US-Truppen aus dem Irak 
einzuhalten. Führende Demokraten im Kongress wie die damalige Ma-
dam Speaker Nancy Pelosi (D-California) oder Senate Majority Leader Har-
ry Reid (D-Nevada) mahnten unmittelbar nach der ersten Irakrede 
Obamas vom 27. Februar 2009 an, dass die Zahl der 50.000 US-
Truppen, die nach dem Ende der Kampfmission im Irak bleiben sollen, 
zu hoch sei. Unterstützung für Obamas Strategie im Irak kam indes 
überraschend von John McCain (R-Arizona), der unterstrich, er sei 
„cautiously optimistic that the plan that is laid out by the president can 
lead to success“ (zit n. Hornick 2009). Auch der damalige Ranking 
Republican Streitkräfteausschuss des Repräsentantenhauses, John 
McHugh (R-Georgia), setzte sich dafür ein, dass der komplette Trup-
penabzug an die Sicherheitslage im Irak geknüpft wird, eine Präferenz, 
die sich zunehmend durchzusetzen scheint. So wurden bereits im Juli 
2010 Pläne der US-Administration bekannt, die Vereinbarungen des 
Security Agreement vom November 2008 aufzuweichen, sodass auch noch 
nach 2011 US-Truppen im Irak stationiert bleiben können (Arango 
2010). Die letztliche Entscheidung darüber, wann nun die USA kom-
plett aus dem Irak abziehen, wird auch wesentlich von dem Beschluss 
der neu gebildeten irakischen Regierung abhängen. 
Gemäß der erwähnten Verschiebung des Fokus Obamas in der 
Interventionspolitik folgt einer Reduktion des Engagements im Irak 
eine Aufstockung in Afghanistan und Pakistan (siehe auch Rudolf 
2010a: 128-157; Rudolf 2010b: 15-37). In diesem Zuge hat Washington 
im Februar sowie Dezember 2009 beschlossen, das US-Truppenniveau 
in Afghanistan von 38.000 auf rund 100.000 anzuheben (vgl. Wood-
ward 2010: 82ff.). Auch hier erhält Obama Gegenwind von führenden 
Demokraten im Kongress, wohingegen die Republikaner den „Surge“ 
unterstützen. So warnte Madam Speaker Nancy Pelosi unmittelbar nach 
der Truppenankündigung vom 1. Dezember 2009 vor „serious unrest“ 
unter den Demokraten des Repräsentantenhauses bezüglich der Trup-
penaufstockung um 30.000 US-Soldaten, die 30-40 Mrd. US-Dollar 
kosten soll (Kane 2009). Auch die am 27. Juli 2010 von Senat und Re-
präsentantenhaus verabschiedete Gesetzesvorlage zur Finanzierung der 
Interventionen in Afghanistan und Irak zeigt, dass Obama größerem 
Druck aus eigenen Reihen ausgesetzt ist, als von Seiten der Republika-
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ner. Die Gesetzvorlage wurde im Haus von 160 Republikanern und nur 
148 Demokraten unterstützt. Umgekehrt stimmten 102 Demokraten 
und nur 12 Republikaner gegen die Initiative (Bumiller/Hulse 2010). 
Einer der größten Streitpunkte zwischen Demokraten und Republika-
nern stellt die von Obama gesetzte Marke dar, ab Juli 2011 mit dem 
Truppenabzug aus Afghanistan zu beginnen. Das Argument der Oba-
ma-Administration ist, dass dadurch der Druck auf die Regierung von 
Präsident Karzai erhöht wird, die Stabilisierung des Landes durch eine 
effiziente Regierung und handlungsfähige Sicherheitskräfte voranzu-
treiben. Republikaner stehen der Deadline kritisch gegenüber. John 
McCain (R-Arizona), der als ranghohes Mitglied des Streitkräfteaus-
schusses des Senats die Führung zur Beurteilung der Afghanistan- und 
Pakistanpolitik des Präsidenten aus Sicht der Republikaner übernom-
men hat, stellte heraus: „Dates for withdrawal are dictated by 
conditions (…). The way that you win wars is to break the enemy’s will, 
not to announce dates that you are leaving“ (zit. n. Zeleny/Hulse 2009). 
Auch Joseph Lieberman (I-Connecticut), ebenfalls Mitglied des Streit-
kräfteausschusses des Senats, äußerte sich skeptisch über Obamas ge-
planten Truppenabzug und forderte, dass die Reduzierung der Truppen 
an die Sicherheitslage in Afghanistan gekoppelt wird. Demokraten im 
Kongress drängen auf einen zeitnahen Abzug der US-Truppen aus 
Afghanistan. Dies zeigt z.B. der (allerdings gescheiterte) Versuch von 
153 Demokraten im Haus im Juli 2010, die für eine Gesetzesänderung 
stimmten, um Obama einen strikten Zeitplan für den Truppenabzug in 
Afghanistan vorzugeben (Sanger 2010). Auch hier scheint die US-
Administration näher bei den Republikanern positioniert zu sein, denn 
im November 2010 betonten Präsident Obama, Verteidigungsminister 
Robert Gates sowie Außenministerin Hillary Clinton, dass die USA bis 
mindestens Ende 2014 in Afghanistan bleiben werden und somit der 
Truppenabzug ab Juli 2011 eher moderat ausfallen wird (Bumiller 
2010). Dabei gibt es durchaus gemischte Signale was die Sicherheitslage 
in Afghanistan anbelangt, je nachdem welchen Indikator man anlegt. 
Zum einen sagten 47 Prozent der Afghanen im Jahr 2010, dass sich ihr 
Land in die richtige Richtung bewege (gegenüber 42 Prozent im Jahr 
2009; Inderfurth/Eliot 2010). Andererseits bewegt sich die Zahl der 
Anschläge der aufständischen Taliban und al Qaeda-Kämpfer pro Mo-
nat immer noch auf höchstem Niveau (Nordland 2010).  
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Unbestritten ist dagegen, dass die Sicherheitslage in Afghanistan 
nicht stabilisiert werden kann, ohne gegen die Aufständischen in den 
Federally Administered Tribal Areas (FATA) in Pakistan vorzugehen. Ex-
Präsident George W. Bush hatte seine Pakistanpolitik bis 2008 darauf 
gestützt, dass Präsident Musharraf gegen die Aufständischen in den 
Grenzgebieten vorgehen würde. Doch Pakistan, das den Einfluss von 
Indien in Afghanistan fürchtet, bekämpfte Taliban und al Qaeda nur 
halbherzig. Erst 2008 begann George W. Bush damit Drohnen gegen 
die Aufständischen einzusetzen. Präsident Obama verstärkte die Droh-
nenangriffe in den FATA, von 30 im Jahr 2008 auf mindestens 120 im 
Jahr 2010 und setzt mittlerweile auch Spezialeinheiten ein, die zusam-
men mit dem pakistanischen Militär in der Grenzregion zu Afghanistan 
Aufständische bekämpfen (Ignatius 2010; Mazzetti/Filkins 2010; Ru-
dolf 2010b: 25-27). Der Kongress unterstützt Pakistan im Kampf gegen 
die Aufständischen z.B. mit dem Enhanced Partnership with Pakistan Act of 
2009, der bis zum Fiskaljahr 2014 insgesamt 7,5 Mrd. US-Dollar bereit-
stellt, und sowohl von Demokraten als auch von Republikanern mit 
breiter Mehrheit unterstützt wird. Insgesamt haben die USA für die 
Interventionen im Irak, Afghanistan und Pakistan seit 2001 über 1.000 
Mrd. US-Dollar ausgegeben. Zusammengenommen wurden seit dem 
gleichen Zeitpunkt rund 5900 US-Soldaten getötet (Zahlen n. 
Icasualties.org 2010). Die Präferenzen in der US-Bevölkerung reflektie-
ren diese Verluste und zeigen die Kostensensibilität des Demos (Muel-
ler 2005). Nach Angaben von Congressional Quarterly Weekly im Oktober 
2010 sprechen sich 60 Prozent der Befragten gegen den Afghanistan-
einsatz aus (Oliveri/Cadei 2010: 2383). Dennoch konnten in den 
Midterm Elections 2010 die Republikaner, die insgesamt einem ausge-
dehnten militärischen Engagement in Afghanistan weniger kritisch 
gegenüber stehen als die Demokraten, vor allem im Repräsentanten-
haus einen enormen Gewinn von Sitzen verzeichnen. Hier liegt die 
Erklärung nahe, dass in der Wahlkampfphase vor den Midterm Elections 
2010 die Themen Afghanistan und Pakistan nur eine untergeordnete 
Rolle spielten. Nach einer Umfrage von New York Times/CBS News 
benannten nur drei Prozent der Befragten Afghanistan als wichtigstes 
Problem, wohingegen Themen wie die Bekämpfung der Arbeitslosig-
keit dominierten (Sussman/Thee-Brenan 2010).  
Die Midterm Elections 2010 brachten im Ergebnis eine klare Stär-
kung der Republikanischen Position im Kongress. Eine der zentralen 
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Fragen, die im Hinblick auf die Afghanistanpolitik der USA im Sommer 
2011 relevant werden wird, ist, mit welchem Tempo der US-
Truppenabzug aus Afghanistan gestaltet wird. Demokraten im Kon-
gress drängen auf eine zügige Reduzierung während führende Republi-
kaner wie etwa John McCain einem Truppenabzug ab Sommer 2011 
skeptisch gegenüberstehen (Baker/Nordland 2010). Die Obama-
Administration scheint sich bezüglich dieses Spektrums Handlungs-
spielraum offen zu halten. In der Überprüfung der Afghanistanstrategie 
vom 16. Dezember 2010 betonte Obama zum einen, dass die USA ihre 
Truppen in Afghanistan ab Juli 2011 reduzieren werden, womit er der 
Demokratischen Position zuspielt. Zum anderen – und damit kam er 
den Republikaner entgegen – hielt er fest, dass die Übertragung der 
Verantwortung für die Sicherheit in Afghanistan an die Regierung 
Karzais erst 2014 abgeschlossen sein werde (White House 2010a). Als 
Ziel der USA in Afghanistan definierte Obama auch in der jüngsten 
Überprüfung der Afghanistan- und Pakistanstrategie: „It’s not to defeat 
every last threat to the security of Afghanistan, because, ultimately, it is 
Afghans who must secure their country. And it’s not nation-building, 
because it is Afghans who must build their nation. Rather, we are fo-
cused on disrupting, dismantling and defeating al Qaeda in Afghanistan 
and Pakistan, and preventing its capacity to threaten America and our 
allies in the future“ (White House 2010a). Nach Einschätzung von 
Helene Cooper und David Sanger bedeutet dies ein verstärktes militäri-
sches Engagement der USA in den Grenzgebieten zwischen Afghanis-
tan und Pakistan, das sich vor allem durch erhöhte Drohnenangriffe 
und einen intensiveren Einsatz von Spezialkräften ausdrückt (Coo-
per/Sanger 2010).  
Doch der Kampf gegen al Qaeda beschränkt sich längst nicht 
mehr nur auf Afghanistan und Pakistan. Auch im Jemen und in Somalia 
führen die USA Angriffe auf Extremisten durch. Nach Einschätzung 
von Vizepräsident Joseph Biden sind „attacks against the United States 
(...) now more likely to be hatched outside Pakistan’s tribal areas“ 
(Mazzetti/Cooper 2010). Der von US-Kräften vereitelte Anschlag auf 
ein Flugzeug am 25. Dezember 2009, der von al Qaeda im Jemen ge-
plant wurde, stützt Bidens Einschätzung. Auch der versuchte Anschlag 
am Times Square vom 1. Mai 2010 hatte seinen Ursprung im Jemen und 
zeigt, dass al Qaeda  fast zehn Jahre nach dem 11. September noch in 
18     Partisan Power? 
 
 
der Lage ist, die USA auf eigenem Boden zu bedrohen (Shane/Mazzetti 
2010). 
Vor diesem Hintergrund darf es als unwahrscheinlich gelten, 
dass der 112. Kongress den Handlungsspielraum des US-Präsidenten 
im Kampf gegen al Qaeda stark beschränken wird. Greift man auf die in 
Kapitel zwei aufgezeigten Faktoren zurück, die den Einfluss des Kon-
gresses auf den Handlungsspielraum des Präsidenten in der Außenpoli-
tik bedingen, so lässt sich sagen, dass die Bekämpfung von al Qaeda 
nahe am Bereich Crisis Policy liegt (vgl. 2.). Eine Verweigerung der fi-
nanziellen Mittel von Seiten einzelner Kongressmitglieder könnte sich 
in diesem Politikfeld negativ auf ihre Wiederwahlchancen auswirken. 
Ferner wurde bereits gezeigt, dass auch der Kongress im Bereich der 
Structural Policy den US-Präsidenten z.B. mit dem Enhanced Partnership 
with Pakistan Act of 2009 unterstützt. Ein weiteres Beispiel hierfür ist, 
dass der Kongress die Auslandshilfe für die Regierung Jemens zur Un-
terstützung im Kampf gegen al Qaeda im Jahr 2010 um das zehnfache 
erhöht hat gegenüber dem Niveau von 2008 (Mazzetti/Cooper 2010). 
Auch hier dürfte deshalb keine große Beschränkung des Handlungs-
spielraums des Präsidenten von Seiten des Kongresses zu erwarten sein. 
Im Hinblick auf das in Kapitel zwei erwähnte Kriterium „Polari-
sierung der Legislative“, das den Handlungsspielraum für große Geset-
ze bestimmt, kann gerade für die Interventionspolitik der USA gegen-
über Afghanistan eine relative Nähe beider Parteien festgestellt werden: 
„Republicans, (…) have for years supported the war (in Afghanistan) 
and now find themselves uncomfortably aligned with a Democratic 
president they oppose on almost every other issue“ (Dao 2010). Trotz 
der Konfliktlinie beider Parteien im Kongress, die vor allem entlang der 
ab Juli 2011 beginnenden Truppenreduktion verläuft, kann eine gene-
relle Unterstützung des Kongresses für die Außenpolitik des Präsiden-
ten in diesem Politikfeld festgestellt werden. 
Das dritte Kriterium, das in Kapitel zwei zur Bestimmung der 
exekutiven Handlungsfähigkeit angeführt wurde, ist das Vorhanden 
sein von „Supermehrheiten“ im Senat. Im 112. Kongress, in dem die 
Demokraten nur noch über 53 Sitze verfügen, besteht zunächst keine 
Möglichkeit für die Demokraten (und die beiden Unabhängigen) eine 
Präferenz gegen die Position der Republikaner ohne Abstriche durch-
zusetzen. Dennoch wird hierdurch der Handlungsspielraum des Präsi-
denten in der Interventionspolitik nur unwesentlich beschnitten, da die 
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Republikaner in diesem Politikfeld sehr nahe an der Position des Präsi-
denten sind und den Kampf gegen al Qaeda in Afghanistan und Pakis-
tan mit großer Mehrheit unterstützen. 
Somit kann zusammenfassend festgestellt werden, dass die Krite-
rien Polarisierung der Legislative, Supermehrheiten sowie der Politik-
feldspezifität darauf hindeuten, dass auch im 112. Kongress bezüglich 
der Interventionspolitik eher Kontinuität als Wandel zu erwarten ist. Es 
darf als unwahrscheinlich gelten, dass die gestärkte Republikanische 
Position im 112. Kongress zu einer Verengung der Handlungsspielräu-
me von Präsident Obama in der Afghanistan- und Pakistanpolitik führt.   
 
 
3.2  Closing Down Guantánamo? Der Umgang mit 
„Enemy Combatants“ 
 
Präsident Obama hatte nur zwei Tage nach seiner Amtsüber-
nahme am 20. Januar 2009 im Rahmen einer Executive Order die Schlie-
ßung des kontroversen Gefangenenlagers Guantánamo innerhalb eines 
Jahres, also bis zum 22. Januar 2010, angekündigt (The President 2009). 
Der 44. Präsident der Vereinigten Staaten hatte damit direkt und ohne 
Zögern mit der Politik seines Vorgängers gebrochen, der im Zuge des 
„war on terror“ nach dem 11. September 2001 eine Politik der 
„preventive detention“ betrieben hatte (Wilzewski 2010). In ihrer Folge 
waren auf der vom Verteidigungsministerium betriebenen Guantánamo 
Bay Naval Base, Kuba, seit 2002 bis zu 800 Gefangene, von der Bush-
Administration als so genannte „enemy combatants“ bezeichnet, inter-
niert worden (Garcia et al. 2009). 
Obama erklärte in einer Grundsatzrede am 21. Mai 2009 vor den 
Spitzen seiner Administration und des Kongresses in den National 
Archives, warum er einen kompletten Politikwechsel der USA im Um-
gang mit „enemy combatants“ für notwendig hielt. „Now let me be 
clear“, so der Präsident: „We do need to update our institutions to deal 
with this threat. But we must do so with an abiding confidence in the 
rule of law and due process: in checks and balances and due process.“ 
Wenig später fügte Obama hinzu: „I know some have argued that bru-
tal methods like waterboarding were necessary to keep us safe. I could 
not disagree more (...). And I categorically reject the assertion that these 
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are the most effective means of interrogation. What’s more, they un-
dermine the rule of law. They alienate us in the world. They serve as 
recruitment tool for terrorists, and increase the will of our enemies to 
fight us, while decreasing the will of others to work with America. (...) 
Rather than keeping us safer, the prison at Guantánamo has weakened 
American national security“ (Obama 2009c). 
Der verbale Angriff auf die Bush-Administration war klar und 
umstandslos, der Subtext kaum verhüllt. Obama warf seinem Amtsvor-
gänger im Weißen Haus vor, mit seiner Politik der „preventive 
detention“ eine schwere Legitimitätskrise amerikanischer Außenpolitik 
ausgelöst zu haben (vgl. Rudolf 2010a: 14). Entsprechend sprach er von 
„values as our best national security asset“ (Obama 2009c), ein kaum 
verhüllter Verweis darauf, dass die USA den Kampf gegen den interna-
tionalen Terrorismus nur gewinnen könnten, wenn sie auch den damit 
verbundenen Kampf der Ideen gewännen.  
Die Bush-Administration hatte dies gänzlich anders gesehen. Be-
zugnehmend auf die vom Kongress binnen 72 Stunden nach den Ter-
rorangriffen des 11. September 2001 mit überwältigender Mehrheit 
verabschiedete Ermächtigungsresolution „zum Einsatz militärischer 
Gewalt als Antwort auf die Angriffe des 11. September“ (Public Law 
107-40), unterzeichnete der 43. Präsident im November 2001 eine Exe-
cutive Order, mit der er die weltweite Inhaftierung und Aburteilung des 
Terrorismus verdächtiger Personen anordnete und das Verteidigungs-
ministerium anwies, militärische Kommissionen zur Aburteilung dieser 
Gefangenengruppe einzurichten (The President 2001).  
Im Zuge dieser Entscheidung wurden mehrere verdeckt von der 
CIA betriebene und ein dem Verteidigungsministerium unterstelltes 
Gefangenenlager in Guantánamo eingerichtet. Das auf der Guantánamo 
Bay Naval Base, Kuba, eingerichtete Lager war von der Administration 
ausgewählt worden, weil es als extraterritorial gilt und somit nach Auf-
fassung von Bushs Beratern nicht unter die Zuständigkeit der amerika-
nischen Gerichtsbarkeit fiel.  
Gemeint war damit vor allem der nach Artikel I, Abschnitt 9 der 
amerikanischen Verfassung von 1787 verbriefte „Writ of Habeas Cor-
pus“, also der Anspruch eines Verhafteten auf richterliche Überprüfung 
der Gesetzmäßigkeit seines Status. Genau dieses Recht wurde jener auf 
Guantánamo inhaftierten Gefangenengruppe aber verweigert, die durch 
Militärkommissionen abgeurteilt werden sollte, die ausschließlich der 
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Jurisdiktion des Verteidigungsministers unterliegen sollten. Darüber 
hinaus vertrat die Bush-Administration die Auffassung, dass das 
Kriegsvölkerrecht nach Genfer Konventionen für diese Gefangenen-
gruppe keine Geltung habe (Yoo 2006). Gemeint war der Kriegsgefan-
genenschutz, der Schädigungshandlungen ausdrücklich verbietet, gleich, 
ob sie nun durch zivile Bedienstete oder durch Militärpersonen began-
gen werden. Dazu gehören Folter jeder Art einschließlich der Beein-
trächtigung der persönlichen Würde sowie der erniedrigenden Behand-
lung von Kriegsgefangenen. 
In der Retrospektive ist freilich klar, dass die Bush-
Administration systematische Folterpraktiken gegenüber der auf 
Guantánamo inhaftierten Gefangenengruppe ausdrücklich gutgeheißen 
hat (Wilzewski 2010: 60-64; siehe auch Fletcher/Stover 2009: 41-115). 
Bereits im Dezember 2008 hatte der Streitkräfteausschuss des Senats in 
einem Untersuchungsbericht zur Behandlung von Gefangenen in ame-
rikanischem Gewahrsam („Treatment of Detainees in U.S. Custody“) 
der Bush-Administration und dem früheren Verteidigungsminister 
Rumsfeld vorgeworfen, unmittelbar für den Einsatz aggressiver Ver-
hörmethoden gegen Gefangene in Guantánamo verantwortlich gewesen 
zu sein.  
Hochrangige Mitglieder der Administration, so der Senatsaus-
schuss, waren aktiv an der Formulierung aggressiver Verhörpraktiken in 
den Jahren 2002 und 2003 beteiligt, als der Einsatz solcher Praktiken 
bei Kabinettstreffen im Detail erörtert wurde (Senate Armed Services 
Committee 2008). Die Androhung und Anwendung der Folter war 
demnach kein Einzelfall außerhalb der Kommandokette, sondern wur-
de durch die Bush-Administration autorisiert. „The fact is that senior 
officials in the United States government solicitated information on 
how to use aggressive techniques, redefined the law to create the ap-
pearance of their legality, and authorized their use against detainees“, so 
der Ausschuss zu Beginn seines Executive Summary zu Folterpraktiken 
gegenüber Guantánamo-Gefangenen (Senate Armed Services 2008: xii).  
Bestätigt wurde der systematische Einsatz der Folter im August 
2009, als die Obama-Administration einen ursprünglich als geheim 
eingestuften Bericht des Office of the Inspector General of the CIA mit dem 
Titel: „Counterterrorism, Detention and Interrogation Activities“ vom 
Mai 2004 öffentlich zugänglich machte, in dem der Einsatz aggressiver 
Verhörmethoden gegen so genannte „enemy combatants“, darunter 
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auch das „Waterboarding“ detailliert aufgelistet wurde 
(Schreyer/Wilzewski 2009c: 5-8). Schon im April 2009 hatte Präsident 
Obama vier als zuvor „streng geheim“ eingestufte Memoranden des 
Office of the Legal Council (OLC) im amerikanischen Justizministerium aus 
den Jahren 2002 und 2005 der Öffentlichkeit zugänglich gemacht, die 
eindeutig belegen, dass die Anwendung von zehn aggressiven Folterme-
thoden (darunter das „Waterboarding“) durch das OLC de facto autori-
siert worden war (Schreyer/Wilzewski 2009a: 8-10; Shane/Mazetti 
2009; Shane 2009). 
Inwieweit die Geheimdienstausschüsse des Kongresses mit deren 
Ranking Majority und Minority Members über diese Vorgehensweise in-
formiert waren, muss noch im Einzelnen aufgearbeitet werden. Aller-
dings legt ein von CIA-Direktor Leon Panetta 2009 öffentlich gemach-
tes Memorandum aus dem Jahr 2002 genau dies nahe (Member Brie-
fings 2009). Panetta, der unter Präsident Obama die Leitung des Nach-
richtendienstes übernommen hatte, wollte mit der Veröffentlichung 
den Vorwurf von führenden Demokraten im 111. Kongress entkräften, 
die Informationspolitik der CIA zum Umgang mit „enemy combatants“ 
sei irreführend gewesen. Tatsächlich ist davon auszugehen, dass sowohl 
der damalige Vorsitzende des Geheimdienstausschusses im Repräsen-
tantenhaus, der Republikaner Porter Goss (Florida), als auch die De-
mokratin Nancy Pelosi (California) als damalige Ranking Minority Member 
im September 2002 über die Verhörpraktiken informiert wurden.  
 Dass eine Untersuchungskommission zu den Vorgängen einge-
richtet wird, war in der 111. Legislaturperiode des Kongress (2009-
2010), in der die Demokraten in beiden Kammern über eine Mehrheit 
verfügten, dennoch nicht durchsetzbar, obwohl dies unter den Bedin-
gungen von Unified Government vielleicht zu erwarten gewesen wäre. Zu 
uneins waren sich führende Demokraten in den Mehrheitsfraktionen 
über die weitere Untersuchung der Folterpraktiken. Während Pelosi 
und Patrick Leahy (Vermont), der damalige Demokratische Vorsitzende 
des Justizausschusses im Senat, der Einrichtung einer Untersuchungs-
kommission positiv gegenüberstanden, lehnte Senate Majority Leader 
Harry Reid (Nevada) ein solches Vorgehen strikt ab.  
Reid mag in seiner Haltung durch die heftige Kritik der Republi-
kaner und hier insbesondere die des früheren Vizepräsidenten Dick 
Cheney an Obamas anvisierter Schließung Guantánamos beeinflusst 
worden sein. Cheney hatte dem Präsidenten schon anlässlich seiner 
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Grundsatzrede zu Guantánamo im Mai 2009 unpatriotisches Verhalten 
vorgeworfen. Dem im Subtext enthaltenen Vorwurf, in Fragen der 
nationalen Sicherheit schwach zu sein, wollte Reid seine Fraktion wohl 
mit Blick auf die Zwischenwahlen 2010 nicht aussetzen. 
Entsprechend verwundert es nicht sonderlich, dass sich der De-
mokratisch kontrollierte 111. Kongress am Ende seiner ersten Sit-
zungsperiode 2009 gleich in mehreren Entscheidungen gegen die Be-
willigung von Haushaltsmitteln zur Überstellung von Guantánamo-
Häftlingen in die USA aussprach. Dazu gehörten der Supplemental Ap-
propriations Act 2009 (Public Law 111-32) genauso wie der Department of 
Homeland Security Appropriations Act 2010 (Public Law 111-83), der De-
fense Authorization Act 2010 (Public Law 111-84) und der Defense Appro-
priations Act 2010 (Public Law 111-118) (Garcia 2010: 3ff).  
Damit war auch die von der Obama-Administration Ende 2009 ange-
kündigte Verlegung von Gefangenen aus Guantánamo in ein Hoch-
sicherheitsgefängnis im Bundesstaat Illinois faktisch vom Tisch. Mehr 
noch: Die Schließung des Gefangenenlagers besaß Ende 2009 keine 
Priorität mehr für die Demokratischen Mehrheiten im Kongress und 
rückte angesichts des bevorstehenden Wahljahres 2010 in immer weite-
re Ferne.  
Wenig überraschend lies Carl Levin (D-Michigan), der damalige 
Vorsitzende des Streitkräfteausschusses im Senat, im Juni 2010 verlau-
ten, dass er nicht mehr mit einer Schließung Guantánamos vor 2013, also 
nach den nächsten Präsidentschaftswahlen rechne. Der Administration 
warf der Senator „Trägheit“ vor, andere sprachen von schlechter Pla-
nung der Administration und Lähmung des Entscheidungsprozesses 
(Savage 2010a). Dabei hatte der damalige nationale Sicherheitsberater, 
James Jones, in einem Brief an den Bewilligungsausschuss des Reprä-
sentantenhauses im Mai 2010 die Position der Obama-Administration 
im Umgang mit Guantánamo noch einmal unterstrichen. Der Demokra-
tisch kontrollierte 111. Kongress sprach sich dennoch für das Haus-
haltsjahr 2011 gegen die Bereitstellung von Haushaltsmitteln zur Über-
führung von Gefangenen aus Guantánamo in die Vereinigten Staaten 
und damit faktisch gegen die Schließung des Lagers aus (Savage 2010b). 
Auch sollte Guantánamo-Gefangenen nicht vor einem zivilen Strafge-
richt, wie von der Administration befürwortet, sondern vor einer Mili-
tärkommission der Prozess gemacht werden. 
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Gegen den erklärten Willen Barack Obamas hielt der Demokra-
tisch kontrollierte Kongress auch im zweiten Amtsjahr des Präsidenten 
an Guantánamo fest. Dabei mag es eine Rolle gespielt haben, dass im 
November 2010 der vor einem Zivilgericht angeklagte Ahmed Gailani, 
dem die Beteiligung an Bombenangriffen auf zwei amerikanische Bot-
schaften in Afrika im Jahr 1998 zur Last gelegt wurde, zwar von einer 
Jury zu einer 20jährigen bis lebenslangen Haftstrafte verurteilt wurde, 
aber in 224 weiteren Anklagepunkt für nicht schuldig befunden wurde 
(Savage 2010c). Kritiker in beiden Fraktionen und Kammern des Kon-
gress stuften dieses Urteil als Beweis dafür ein, dass zivile Strafgerichte 
mit der Verurteilung von „enemy combatants“ überfordert sind.  
Nach den Ergebnissen der Novemberwahlen 2010, in denen es 
den Republikanern gelungen ist, die Mehrheit im Repräsentantenhaus 
zurückzuerobern und im Senat ihre Minderheitsposition deutlich zu 
stärken, ist mit einer Schließung Guantánamos im 112. Kongress, also bis 
zu den Präsidentschaftswahlen 2012, nicht mehr zu rechnen.  
Führende Republikaner wie Peter King (New York), der im 112. 
Kongress im Repräsentantenhaus den Vorsitz im Homeland Security 
Committee übernehmen wird, halten die Rückkehr zur militärischen 
Strafgerichtsbarkeit für unausweichlich. „We must treat them as war-
time enemies“, so King, „and try them in military commissions at 
Guantánamo“ (zitiert nach Savage 2010c). Auch Mitch McConnell 
(Kenntucky), der Republikanische Senate Minority Leader im 112. Kon-
gress äußerte sich in diese Richtung.  
Unter den Bedingungen von Unified Government hatte sich Barack 
Obama mit der Schließung von Guantánamo nicht durchsetzen können, 
weil ihm seine eigene Partei im Kongress nicht folgte (vgl. Wittes 2010: 
13ff.). Unified Government garantiert also nicht zwangsläufig den Erfolg 
eines präsidentiellen Politikvorhabens, zumal wenn es parteiübergrei-
fende Widerstände im Kongress gibt, die darüber hinaus auch noch den 
Bereich der Structural Policy berühren, wo der Einfluss der Legislative 
traditionell hoch eingeschätzt werden kann. Hier helfen dem Präsiden-
ten dann auch keine rechnerischen Supermehrheiten, wie in der ersten 
Sitzungsperiode des 111. Kongress. Präsident Obama war in der Frage 
der Detention Policy jenseits aller Deklaration von Anfang an dem Kon-
gress gegenüber in der Defensive. 
Nach der Rückkehr zu Divided Government nach den Zwischen-
wahlen 2010 ist mit einem Wandel in der Guantánamo-Politik aller Rhe-
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torik der Administration zum Trotz in den nächsten beiden Regierungs-
jahren noch weniger zu rechnen. Justizminister Holder mag das als 
unzulässige Einmischung der Legislative in die Prärogative der Exeku-
tive brandmarken. Am Ergebnis ändert es nichts. Im amerikanischen 
politischen System sind das Weiße Haus und das Kapitol zur Zusam-
menarbeit gezwungen, ist das Zusammenspiel zwischen Präsident und 
Kongress wesentlich bestimmt durch das Ausmaß der nationalen Be-
drohung. Nimmt diese in der Wahrnehmung der amerikanischen Ge-
sellschaft ab, ist mit einem verstärkten Tauziehen zwischen beiden Ge-
walten zu rechnen. Für die Anfang November 2010 noch verbliebenen 
174 „enemy combatants“ bedeutet dies, dass sie sich auf einen weiteren 
Aufenthalt dort einrichten müssen (Garcia 2010: 1). 
 
 
3.3 Moving Towards „Global Zero“? Die nukleare Ab-
rüstungspolitik 
 
 Seinem Wahlkampfslogan des Wandels folgend sprach sich Prä-
sident Obama auch in der nuklearen Rüstungspolitik der USA für eine 
Kehrtwende aus. Den deklaratorischen Rahmen hierfür setzte er in 
seiner Prager Rede Anfang April 2009. Noch keine drei Monate im 
Amt griff Obama die Vision einer kernwaffenfreien Welt auf und rück-
te sie in das Zentrum seiner sicherheitspolitischen Initiativen: „So to-
day, I state clearly and with conviction America’s commitment to seek 
the peace and security of a world without nuclear weapons“ (Obama 
2009b). Obama begründete seine deklaratorische Kurskorrektur mit der 
Gefahr der wachsenden nuklearen Proliferation zu Beginn des 21. Jahr-
hunderts. Zwar sei der Kalte Krieg längst vorbei, die Gefahr eines nuk-
learen Krieges aber gestiegen. „More nations“, so der Präsident, „have 
acquired these weapons. Testing has continued. Black market trade in 
nuclear secrets and nuclear materials abound. The technology to build a 
bomb has spread“ (Obama 2009b). Entsprechend müsse das Non-
Proliferationsregime gestärkt werden. Dessen Dreh- und Angelpunkt ist 
der Atomwaffensperrvertrag (Non-Proliferation Treaty, NPT), der 1970 in 
Kraft getreten ist und dem mittlerweile bis auf Indien, Israel, Nordko-
rea und Pakistan fast alle Staaten angehören.  
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 Im NPT hatten sich die USA (neben den Kernwaffenstaaten 
Russland, Frankreich, Großbritannien und China) dazu verpflichtet das 
nukleare Wettrüsten zu beenden. Erste partielle Schritte in diese Rich-
tung unternahmen sie jedoch erst Ende 1991, am Ende des Ost-West-
Konflikts, als sie im START I-Vertrag den Einstieg in die Reduzierung 
der strategischen Nuklearwaffenarsenale mit der damaligen Sowjetuni-
on vereinbarten. Der START I-Vertrag, der am 5. Dezember 1994 in 
Kraft trat und eine Laufzeit von 15 Jahren hatte, verpflichtete die Ver-
tragsparteien zur Verringerung ihrer nuklearstrategischen Gefechtsköp-
fe von jeweils mehr als 10.000 auf nicht mehr als jeweils 6.000 und legte 
wechselseitige Verifikationsmaßnahmen vor Ort fest (Paul/Thränert 
2009: 9). 
 In den 1990er Jahren trat die Nuklearwaffenpolitik der USA auf 
der Stelle (Müller/Schaper 2003: 19-45). Zwar konnte die Clinton-
Administration einen umfassenden nuklearen Teststoppvertrag 
(Comprehensive Test Ban Treaty, CTBT) aushandeln und unterzeichnen, 
scheiterte jedoch im Oktober 1999 im Senat, als die Republikaner dem 
Präsidenten die nach der amerikanischen Verfassung erforderliche 
Zweidrittelmehrheit für die Ratifikation des Vertrages verweigerten 
(Deibel 2002: 146-151). Der inneramerikanische Dissens in der nuklea-
ren Rüstungspolitik hatte sich verstärkt und die Skepsis vieler Republi-
kaner gegenüber der vertraglich vereinbarten nuklearen Rüstungskon-
trolle war offen zu Tage getreten (ebd.: 146).  
 Diese Skepsis sollte auch während der Präsidentschaft George 
W. Bushs nicht abebben. Zwar wollte auch der 43. amerikanische Prä-
sident tiefe Einschnitte in den nuklearstrategischen Arsenalen errei-
chen, allerdings stand er besonders in seiner ersten Amtszeit (2001-
2005) dem Mittel der vertraglich vereinbarten Rüstungskontrolle sehr 
distanziert gegenüber. Der Kampf gegen den internationalen Terroris-
mus überlagerte die amerikanische nukleare Abrüstungspolitik. Statt 
nationaler Beschränkung durch bilaterale und multilaterale Vertrags-
kontexte rückte die uneingeschränkte nationale Handlungsfreiheit in 
den Vordergrund (Dembinski 2010; Thränert 2003). Der Legitimitäts-
verlust der USA als Führungsmacht in diesem Politikfeld war erheblich, 
vor allem weil die USA ihre deklaratorische Strategie stärker an der 
„Counterproliferation“ als an der „Non-Proliferation“ ausrichteten 
(Dembinski 2010: 275ff.). 
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 Obama suchte bewusst den deklaratorischen Neuanfang und ließ 
diesem auch Taten folgen, als er am 8. April 2010 das New START-
Abkommen mit Russland unterzeichnete. Es sieht weitere Einschnitte 
in die atomaren Arsenale vor und begrenzt die Zahl der nuklearstrategi-
schen Gefechtsköpfe auf jeweils 1.550 und die Anzahl der dislozierten, 
einsatzbereiten Abschussplattformen auf jeweils 700 zu Lande, zur See 
und in der Luft. Außerdem sieht der Vertrag jeweils bis zu 18 Vor-Ort-
Inspektionen vor, die eine Überprüfung der Vertragsinhalte befördern 
sollen. Gleichzeitig legte die Administration im April 2010 einen Nuclear 
Posture Review (NPR) vor, in dem sie ihre Abrüstungsbemühungen 
präzisierte: „By reducing the role and numbers of U.S. nuclear weapons 
(…) we can put ourselves in a much stronger position to persuade our 
NPT partners to join with us in adopting the measures needed to rein-
vigorate the non-proliferation regime and secure nuclear materials 
worldwide“ (Department of Defense 2010: 7). Damit verbunden war 
der von Obama schon in Prag geäußerte Wunsch einer Ratifikation des 
CTBT, welche die Administration mit Priorität verfolgen wollte 
(Collina/Kimbell 2010: 2). 
 Allerdings regte sich im Senat Widerstand gegen die Ratifikation 
des New START-Abkommens. Nach Artikel 2, Abschnitt 2 der ameri-
kanischen Verfassung braucht der amerikanische Präsident bei auswär-
tigen Verträgen die Zustimmung einer Zweidrittelmehrheit des Senats, 
bei 100 Senatssitzen also die Zustimmung von 67 Senatoren. Die De-
mokraten verfügten in der zweiten Sitzungsperiode des 111. Kongres-
ses (und Obamas zweitem Amtsjahr) über 57 Sitze und wurden in der 
Regel durch die beiden Unabhängigen (Lieberman, Connecticut, und 
Sanders, Vermont) unterstützt. Dieser Demokratischen Mehrheit stan-
den 41 Republikaner gegenüber, so dass Obama und die Demokraten 
die Unterstützung von mindestens acht Republikanern benötigten, um 
den Vertrag zu ratifizieren. 
 Im September 2010 nahm das New START-Abkommen die erste 
Hürde im Auswärtigen Ausschuss des Senats, wo sich neben 11 Demo-
kraten auch drei Republikaner (Coker, Tennessee, Isakson, Georgia, 
und Lugar, Indiana) für die Ratifikation durch das Senatsplenum aus-
sprachen (Schreyer/Wilzewski 2010a: 6-8). Allerdings stellte der Aus-
schuss in seinem Bericht unmissverständlich einen Zusammenhang 
zwischen der Ratifikation des New START-Abkommens und der Mo-
dernisierung des amerikanischen strategischen Nuklearwaffenarsenals 
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her, die Obamas Wunsch nach einer kernwaffenfreien Welt perspekti-
visch erheblich relativierte. Der Ausschuss stellte fest, „that reductions 
in strategic offensive arms and continued support for our nation’s nu-
clear weapons stockpile and supporting infrastructure should move 
forward together. In its proposed resolution of advice and consent to 
ratification, the committee therefore recommends that the Senate de-
clare its commitment to proceeding with a robust stockpile stewardship 
program and to maintaining nuclear weapons production capabilities 
and capacities, in order to ensure the safety and reliability, and per-
formance of the United States nuclear arsenal at the New START 
Treaty levels“ (Senate Foreign Relations Committee 2010: 86). Gemeint 
war die Verknüpfung des Abrüstungsvertrages mit einem von der 
Obama-Administration im Mai 2010 verkündeten Stockpile Stewardship 
and Management Plan, in dem für die Aufrechterhaltung und Modernisie-
rung des amerikanischen strategischen Nuklearwaffenarsenals für einen 
Zeitraum von 10 Jahren 80 Mrd. USD zur Verfügung gestellt werden 
sollten.  
 Die Republikanische Minderheit im Auswärtigen Ausschuss des 
Senats ging noch einen Schritt weiter und sprach von New START als 
einem „bad deal coming and going: it neither places effective limits on 
a future Russian renewal of its nuclear forces (the beginnings of which 
already can be seen), nor does it demand real Russians reductions now“ 
(Senate Foreign Relations Committee 2010: 112). Die Kritik sollte sich 
in den folgenden Wochen zu einem Sturm ausweiten, der vor allem von 
Senator Jon Kyl (R-Arizona) verstärkt wurde (Cadei 2010a: 2800-2806). 
Kyl unterstrich in einem siebenseitigen Memorandum an die Mitglieder 
der Republikanischen Minderheitsfraktion im Senat im November 
2010, dass er eine Verringerung des amerikanischen strategischen 
Atomwaffenarsenals nur unterstützen könnte, wenn der Modernisie-
rung dieses Arsenals und der dazu gehörigen Infrastruktur „adäquate 
Aufmerksamkeit“ eingeräumt würde (Kyl 2010: 1). Gemeint waren 
zusätzliche Mittelzusagen der Administration über die bereits erfolgten 
80 Mrd. USD hinaus, damit eine neue Generation strategischer Bom-
ber, nuklearer luftgestützter Marschflugkörper und landgestützter In-
terkontinentalraketen entwickelt und in Dienst gestellt werden könnte. 
Die USA würden unter New START bis zu 420 landgestützte Interkon-
tinentalraketen, 60 mit Atomwaffen bestückte strategische Bomber und 
240 seegestützte Interkontinentalraketen behalten können. Die Zahl 
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ihrer einsatzbereiten nuklearstrategischen Gefechtsköpfe würde sie von 
derzeit 1.968 auf 1.500 verringern (Zahlen nach Arms Control 
Association 2010). Das war immer noch deutlich mehr als für eine 
„retaliatory capability in extremis“ der USA notwendig (Daalder/Lodal 
2008: 85). Gleichwohl war die mit der zügigen Ratifikation von New 
START verbundene symbolische Bedeutung im Kontext von Global 
Zero (und der Handlungsfähigkeit des Präsidenten) sehr groß. 
 Obama stand vor einem Dilemma, denn nach dem Ergebnis der 
Novemberwahlen 2010 war klar, dass eine Ratifikation des New 
START-Abkommens im 112. Kongress auf Grund der Zugewinne der 
Republikanischen Fraktion von sechs Sitzen politisch ungleich schwie-
riger werden dürfte. Die Republikaner in Obamas drittem und viertem 
Amtsjahr verfügen im Senat über eine Sperrminorität von 47 Sitzen, 
und manche der von der Tea Party unterstützten neuen Senatoren ma-
chen aus ihrer Bereitschaft den Präsidenten auch in Fragen der Außen- 
und Sicherheitspolitik herauszufordern kein Hehl. 
 Entsprechend setzten Obama und mit ihm Vizepräsident Biden 
und Sicherheitsberater Thomas E. Donilon auf eine entschlossene Lob-
bying-Kampagne (Baker 2010). Wichtige politische Unterstützung erhiel-
ten sie dabei von den fünf früheren Republikanischen Außenministern 
James A. Baker III, Lawrence S. Eagleburger, Henry A. Kissinger, Co-
lin L. Powell und George P. Shultz, die die Republikaner im Senat dazu 
aufgeforderten, New START zu ratifizieren. Auch der Vorsitzende der 
Joint Chiefs of Staff (JCS), Admiral Mullen stimmte öffentlich in die Reihe 
der Unterstützer des Vertrages ein und Präsident Obama legte in zahl-
losen Telefonaten sein Gewicht in die Waagschale.  
 Zwar war Senator Kyl nicht von der Notwendigkeit einer Ratifi-
kation des Vertrages zu überzeugen (dazu im Detail Collina 2010). 
Schlussendlich stimmten aber am 22.12.2010 mit allen 58 Mitgliedern, 
die sich zur Demokratischen Fraktion zählen, 13 Republikaner für New 
START. Zu letzteren zählten Lugar (Indiana), Alexander und Corker 
(beide Tennessee), Murkowski (Alaska), Isaakson (Georgia), Collins 
und Snowe (beide Maine), Brown (Massachusetts), Cochran (Mississip-
pi), Johanns (Nebraska), Gregg (New Hampshire), Voinovich (Ohio) 
und Bennett (Utah) (Cadei 2010b: 2943).  
 Präsident Obama hatte trotz der zu beobachtenden scharfen 
parteipolitischen Polarisierung zwischen Demokraten und Republika-
nern im 111. Kongress (vgl. 2.) damit einen wichtigen außen- und 
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sicherheitspolitischen Erfolg errungen. Ihm war es gelungen 13 Repub-
likaner und damit 71 Senatoren von der Notwendigkeit der Ratifikation 
des New START-Vertrages zu überzeugen. Dieses Quorum lag vier 
Stimmen über der erforderlichen Zweidrittelmehrheit von 67 Stimmen. 
 Auch unter den Bedingungen scharfer parteipolitischer Polarisie-
rung im Kontext des Unified Government war es dem Präsidenten mit 
seiner Agenda des Wandels in der Sicherheitspolitik gelungen, zumin-
dest einen Teil der Republikanischen Opposition im Senat zu überzeu-
gen. Auch wenn ihm schlussendlich 26 Republikaner unter der Führung 
von Senator Kyl nicht folgten wollten, konnte er sich im Bereich der 
Strategic Policy gegenüber dem Kongress durchsetzen. Die „Polarisierung 
der Legislative“ (vgl. 2.) hatte sich überwinden lassen. 
 In seinen nächsten beiden Amtsjahren dürften die Handlungs-
spielräume für Obama in der nuklearen Abrüstungspolitik allerdings 
geringer werden, da die parteipolitische Polarisierung sowohl auf Grund 
der Zusammensetzung der beiden Kammern (mit einer Republikani-
schen Mehrheit im Repräsentantenhaus und einer erstarkten konserva-
tiven Republikanischen Senatsfraktion) als auch mit Blick auf den be-
ginnenden Präsidentschaftswahlkampf 2012 an Schärfe gewinnen wird.  
 Für die von Obama angekündigte Initiative zur Ratifikation des 
Comprehensive Test Ban Treaty (CTBT), die 1999 unter Präsident Clinton 
schon einmal am Widerstand der Republikaner (und Senator Kyls) 
scheiterte (Deibel 2002: 142-155), bedeutet das nichts Gutes. Vielmehr 
scheint die von Obama gewünschte Ratifikation des CTBT in weite 
Ferne zu rücken, aber wie hatte der Präsident schon in seiner Prager 
Rede in seinem ersten Amtsjahr weitsichtig festgestellt: „I’m not naive. 
This goal (a world without nuclear weapons, die Autoren) will not be 
reached quickly. It will take patience and persistence. But now we, too, 
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3.4  Jumpstarting the Middle East Peace Process? Der 
Umgang mit dem israelisch-palästinensischen 
Konflikt 
 
 Ursprünglich sah Barack Obama in der Nahostpolitik keinen 
Schwerpunkt für die erste Phase seiner Präsidentschaft, weshalb er bei 
der Beschreibung seiner Ansätze für die Region im Wahlkampf stets 
wage blieb. Der Gazakrieg 2008/2009 und der damit verbundene nati-
onale und internationale Druck zwangen die US-Administration jedoch 
dazu, einer friedlichen Beilegung des Nahostkonfliktes besondere Prio-
rität einzuräumen. Nur zwei Tage nach Barack Obamas Amt-
seinführung erklärte der damalige Pressesprecher des White House Ro-
bert Gibbs: „Obviously the President was, in his first act in the Oval 
Office, involved in re-engaging this country in a process to bring about 
a lasting peace to the Middle East“ (White House 2009a). Daran an-
knüpfend positionierte sich Obama am 26. Januar 2009 mit einer be-
sonderen Geste in Richtung der arabischen Welt als neutraler Vermitt-
ler: Der neue Präsident gab sein erstes Fernsehinterview im Weißen 
Haus dem saudischen Sender Al-Arabiya und amerikanisierte dabei 
Ansätze europäischer Diplomatie unter besonderer Berücksichtigung 
des offenen Dialogs (Al-Arabiya 2009). Ebenso betonte Vizepräsident 
Biden von Beginn an immer wieder die Notwendigkeit eines Friedens 
im Nahen Osten und die Wichtigkeit des amerikanischen Engagements. 
Letztere ergäbe sich, so Biden, aus der einzigartigen Beziehung der 
USA zu Israel (vgl. Biden 2010). 
Das war freilich keine radikale Abkehr von den bis dahin be-
kannten Leitlinien der US-amerikanischen Nahostpolitik. Erkennbar 
wird dies auch an den personalpolitischen Entscheidungen des neuen 
Präsidenten: Mit Dennis Ross (Sonderberater für den Persischen Golf 
und Südwest-Asien), George Mitchell (Sondergesandter Nahost), Dan 
Shapiro (Leiter der Nahost-Abteilung im Nationalen Sicherheitsrat), 
James Jones (ehemaliger Nationaler Sicherheitsberater) und anderen 
vertraute Obama einem Team, das bereits unter Bill Clinton Nahostpo-
litik betrieben hatte. Er blieb damit der Tradition gemäßigter Demokra-
ten treu und ließ, nicht zuletzt durch Hillary Clinton in der Position der 
Außenministerin, eine Anknüpfung an die Politik Bill Clintons erwar-
ten. 
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Wie auch in anderen Politikbereichen waren die mit Obamas 
Präsidentschaft verbundenen Hoffnungen sehr groß. Sie wurden au-
ßerdem durch die Rede des US-Präsidenten in Kairo im April 2009 
nochmals verstärkt (Mattes 2009: 1). In ihr verwies Obama darauf, dass 
er einen Neuanfang in den Beziehungen der USA zur muslimischen 
Welt anstoßen wolle. Dazu gehöre für ihn besonders auch die Befrie-
dung des israelisch-palästinensischen Konflikts durch die Zwei-Staaten-
Lösung (Obama 2009d). Die Neuausrichtung der amerikanisch-
muslimischen Beziehungen als Basis des Friedensprozesses kann als 
Abgrenzung zur Politik George W. Bushs interpretiert werden, die im 
Rahmen des „Krieges gegen den Terror“ und einer wahrgenommenen 
Parteilichkeit im israelisch-palästinensischen Konflikt die Beziehung der 
USA zu den arabischen Staaten deutlich verschlechtert hatte. Außer-
dem gelang es der Bush-Administration trotz zahlreicher Vermittlungs-
initiativen nicht, entscheidend zu einer Lösung des Konfliktes beizutra-
gen (vgl. Berger 2010: 346). 
Auf dem Weg zur Wiederbelebung des Friedensprozesses stellte 
die Durchführung eines Dreiergipfels mit Israels Regierungschef Ben-
jamin Netanjahu und Palästinenser-Präsident Mahmud Abbas in New 
York im September 2009, dem zahlreiche Gespräche Hillary Clintons 
und Barack Obamas vorrangegangen waren, einen wichtigen ersten 
Verhandlungsschritt der neuen Administration dar. Die positiven Fol-
gen des Gipfels waren jedoch überschaubar. So hatte Israel auf Grund 
des Gipfels und des auf ihn folgenden amerikanischen Drucks im No-
vember 2009 einen zehnmonatigen teilweisen Baustopp für die Sied-
lungen im Westjordanland beschlossen, doch das amerikanische Ziel, 
das zentrale Streitthema der künftigen Staatsgrenzen innerhalb der ers-
ten neun Monate 2010 abzuhandeln, blieb unerreicht. 
Es brauchte zunächst monatelange Verhandlungen und indirekte 
Gespräche, um ernsthafte Friedensgespräche zu initiieren. Die dazu 
notwendigen zahlreichen Reisen von Vermittler Mitchell in die Region 
blieben aber letzten Endes genauso glücklos wie die Vermittlungsversu-
che von Vizepräsident Biden. Bereits wenige Wochen nach ihrem Be-
ginn im September 2010 kamen die Nahost-Friedensverhandlungen 
nach nur zwei Runden im Oktober wieder zum Stillstand. Ursache war 
die Weigerung Israels, den zehnmonatigen teilweisen Siedlungsstopp zu 
verlängern. Die Gründe für diese Weigerung mögen auf israelischer 
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Seite vielfältig und maßgeblich innenpolitisch motiviert gewesen sein, 
wirkten aber nachhaltig und stark (vgl. Taspinar 2010). 
Washington konnte die israelische Regierung nicht zu einer Auf-
rechterhaltung des Baustopps überreden, trotz des amerikanischen 
Angebots, im Falle des Einlenkens alle anti-israelischen Resolutionen 
im VN-Sicherheitsrat zu blockieren und der gleichzeitigen Drohung, 
einen anvisierten Rüstungsexport von Kampfflugzeugen einzufrieren 
(vgl. Sharp 2010). 
Die Wiederaufnahme der Bautätigkeit im Westjordanland und 
der Mangel an alternativen Lösungsvorschlägen führte daraufhin zum 
Scheitern der Friedensgespräche (vgl. Addis et al.: 4) und zu einem 
Gridlock im Friedensprozess. Obamas Ziele in der Nahostpolitik müs-
sen daher trotz hoher Anfangserwartungen, eines engagierten Starts 
und des massiven Vertrauensvorschusses am Ende der ersten Hälfte 
seiner Amtszeit als unerreicht gelten. Weder ist ein substanzieller Policy 
Shift in der amerikanischen Nahostpolitik erkennbar, noch konnten 
spezifische Fortschritte in der Kommunikation der Konfliktparteien 
erzielt oder innovative Lösungen für den Friedensprozess gefunden 
werden. Stattdessen erscheint der Friedensprozess festgefahrener als 
vor seinem Amtsantritt (vgl. Aslan/Schleifer 2010). 
 Auf der Suche nach den Gründen für das Scheitern des von 
Obama angestoßenen Friedensprozesses greift zu kurz, wer lediglich 
auf den generell begrenzten Einfluss externer Akteure in diesem Kon-
flikt hinweist (vgl. Beck 2009: 3). Entscheidender Grund war nicht, dass 
die Vision einer Neuausrichtung der Beziehungen der USA und des 
Westens zur islamischen Welt fehlerhaft gewesen wäre oder die Macht-
politik der USA unverändert Bestand hätte. Auch die – später geschei-
terte – amerikanische Forderung nach einer neuen israelischen Sied-
lungspolitik kann die fehlenden Fortschritte in der Nahostpolitik nicht 
erklären, auch wenn dies den innenpolitisch motivierten Forderungen 
von Abbas nach einem völligen Baustopp Auftrieb verliehen haben 
mag (vgl. Keller 2010: 25f.). Ebenso war die Fortsetzung der Isolation 
der Hamas anstelle eines neuen Lösungsansatzes für den Umgang mit 
der Zersplitterung der Palästinenser dem Friedensprozess nicht dien-
lich, verursachte aber auch nicht maßgeblich dessen Scheitern (vgl. 
Bayman 2010). Vielmehr lassen sich die bisherigen Misserfolge Obamas 
auf ein Zusammenwirken von inneramerikanischen und externen Fak-
toren (wie dem Verhalten Israels und der Palästinenser) zurückführen. 
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Bezogen auf die inneramerikanischen Faktoren ist zunächst fest-
zuhalten, dass das Ziel als neutraler Vermittler aufzutreten auf Grund 
der innenpolitischen Konstellation in den Vereinigten Staaten wenig 
Unterstützung fand und die entsprechenden Handlungsoptionen von 
Beginn an beschränkt waren. Da es sich bei den für die Friedensver-
handlungen zu treffenden Entscheidungen meist nicht um kurzzeitige 
Krisenreaktionsentscheidungen sondern um strategische Weichenstel-
lungen auf dem Gebiet der Strategic Policy handelte bzw. handelt sowie 
um Budgetentscheidungen im Gebiet der Structural Policy, ist der Ein-
fluss des Kongresses stets mittel bis hoch (vgl. 2.). Hierbei ist von be-
sonderer Bedeutung, dass auf Grund des Gewichtes des US-Senats in 
der Außenpolitik sowie des Repräsentantenhauses bei der Budgetierung 
die Obama-Administration stets die Mehrheitsmeinung des Kongresses 
berücksichtigen muss. Die bis zu den Zwischenwahlen 2010 faktisch 
vorhandene Supermehrheit der Demokraten im Senat konnte sich dabei 
nicht positiv für Obama auswirken, da die Nahostpolitik der USA tradi-
tionell ein Thema ist, bei dem die Parteizugehörigkeit eine untergeord-
nete Rolle spielt.  
Fraktionsübergreifend verfasste Positionen zum Friedensprozess 
oder zur Staatlichkeit Palästinas, u.a. von führenden Außenpolitikern 
wie John McCain (R-Arizona) oder Harry Reid (D-Nevada) unterzeich-
net, verdeutlichen die starke überparteiliche Unterstützung der israeli-
schen Seite und die Skepsis gegenüber dem Verhalten der arabischen 
Akteure. In Verbindung mit der im Senat stark verhafteten Idee des 
amerikanischen Sendungsbewusstseins lässt sich die pro-israelische 
Grundausrichtung der Mehrheit beispielsweise an dem folgenden – von 
76 Senatoren unterzeichneten – Brief an den Präsidenten erkennen: 
„Without a doubt, our two governments will agree on some issues and 
disagree on others, but the United States friendship with Israel requires 
that we work closely together as we recommit ourselves to our historic 
role of a trusted friend and active mediator“ (Senate 2009). Beispielhaft 
für diese pro-israelische Ausrichtung sind auch verschiedene Entschei-
dungen des Senats, die der Obama-Administration ein zu israelkriti-
sches Vorgehen erschwerten und damit ihren Handlungsspielraum 
beschränkten. So befürwortete der Senat mit breiter Mehrheit die Un-
terstützung der USA für die Einrichtung des israelischen Raketenab-
wehrschirms „Iron Dome“ (Senate 2010). Die israelfreundliche Einstel-
lung des Repräsentantenhauses wiederum zeigt sich beispielhaft in der 
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Ablehnung einer einseitigen Ausrufung eines Palästinensischen Staates 
(House of Representatives 2010). 
Allzu massiver Druck auf Israel wurde folglich durch israel-
freundliche Präferenzen der Mehrheit im Kongress verhindert, was die 
Verhandlungsmacht Obamas gegenüber Israel begrenzte. Dabei spielte 
auch die Polarisierung des Kongresses (vgl. 2.) eine die Mehrheitspräfe-
renz verstärkende Rolle. Durch die kompromisslose Blockadehaltung 
der Republikaner wäre schließlich eine mangelnde Unterstützung De-
mokratischer Kongressmitglieder gegenüber Israel stärker hervorgetre-
ten und hätte politisch gegen letztere verwendet werden können.  
Diese inneramerikanische Konstellation nutzte die Regierung 
Netanjahu ihrerseits zur Durchsetzung eigener Interessen, etwa in der 
Siedlungspolitik, die von konservativer Seite in Israel gefordert wurden. 
War die israelische Regierung von Anfang an skeptisch gegen-
über Obama und seiner Nahostpolitik gewesen, verhärtete sich der 
Wiederstand gegen Obamas Pläne (nach zwischenzeitlichem, zögerli-
chem Entgegenkommen bis hin zu direkten Gesprächen) mit Fort-
schreiten der Verhandlungen. Netanjahu sprach zwar 2009 erstmals 
selbst von der Möglichkeit eines palästinensischen Staates, knüpfte 
dessen Gründung aber an Bedingungen, die nach Auffassung der Paläs-
tinenser einen lebensfähigen und unabhängigen Staat unmöglich ge-
macht hätten. Zudem lehnte er Obamas Forderung nach völliger sowie 
dauerhafter Einstellung des jüdischen Siedlungsbaus im Westjordanland 
rundweg ab (Enduringamerica 2009). Lediglich zu einem teilweisen 
Baustopp ohne Option auf Verlängerung war Netanjahu bereit, wobei 
ihm bewusst sein konnte, dass Obama nicht über die nötige innenpoli-
tische Unterstützung für Restriktionen gegenüber Israel verfügte. 
Angesichts der starken Position Israels gegenüber den USA und 
der großen Unterstützung des US-Kongresses für Israel blieb schließ-
lich auch Abbas skeptisch gegenüber Obama. Abbas sah sich außerdem 
mit dem Problem konfrontiert, dass die PLO ihr quasi staatliches Mo-
nopol seit dem Wahlsieg der Hamas in Gaza im Juni 2007 verloren 
hatte und ihm aus Sicht der Verhandlungspartner eine eindeutige Legi-
timation als Vertreter aller Palästinenser fehlte. Nicht zuletzt darum, 
aber auch weil er gegenüber seinen eigenen Anhängern ein Zeichen 
setzen musste, definierte Abbas den totalen Siedlungsstopp zur absolu-
ten Bedingung für Friedensgespräche (vgl. El-Khawas 2010: 39). Ein 
Abrücken von dieser - als unumstößlich dargestellten - Position war in 
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der Folge für die palästinensischen Verhandlungspartner nicht mehr 
ohne politischen Gesichtsverlust möglich. 
Die so entstandene maximale Divergenz der Zielvorstellungen 
der Verhandlungspartner, die durch das mangelnde Vertrauen zwischen 
den Konfliktparteien und gegenüber dem Mediator USA verstärkt wur-
de, führte Obamas Friedensbemühung in eine Sackgasse. Ob sich die 
Chancen für einen durch Barack Obama initiierten Friedensprozess 
nach den Zwischenwahlen 2010 verbessern, bleibt mehr als fraglich. 
Unter dem Eindruck der veränderten legislativen Mehrheitsverhältnisse 
dürfte es für die Obama-Administration noch schwieriger werden eine 
israelkritische Position einzunehmen und durch sie über mehr Optio-
nen als neutraler Vermittler zu verfügen.7  
Folglich könnte auch zukünftig die neutrale Vermittlerrolle, die 
Obama anstrebte, auf Grund innenpolitischer Vetospieler nur bedingt 
durch die USA wahrgenommen werden. Schließlich würde zu einer 
Vermittlung im Nahen Osten auch der Aufbau von Druck auf beide 
Konfliktparteien gehören. Für dessen Glaubwürdigkeit benötigt der 
US-Präsident aber einen starken Rückhalt im Kongress. 
Da insofern kein Druck auf die israelische Regierung zu erwarten 
ist, wird diese wohl auch in den nächsten Jahren an ihrer kompromiss-
losen Linie festhalten können und ihre skeptische Grundhaltung ge-
genüber der Obama-Administration in eine abwartende Politik münden 
lassen. Sollte dies so kommen, ist jedoch auch mit einer kompromisslo-
sen Haltung der palästinensischen Seite zu rechnen, zumal Obama be-
reits jetzt einen massiven Vertrauensverlust in der muslimischen Welt 
erlitten hat (Torchia 2010). Würde Abbas in dieser Situation zu große 
Zugeständnisse machen, müsste er wiederum mit innenpolitischen 
Konsequenzen rechnen. Dieser Effekt wird dadurch verstärkt, dass in 
Folge zu hoher Anfangserwartungen an Obama eine gewisse Frustrati-
on bei der Bevölkerung (nicht nur des Nahen Ostens) über das bisheri-
ge Scheitern spürbar wird. 
                                                     
7  Unklar ist indes die Rolle der „Tea-Party“-Bewegung in diesem Politik-
feld. Auf der einen Seite gilt sie als starker Unterstützer der amerika-
nisch-israelischen Achse (Rogin 2010). Andererseits könnten ein immer 
wieder geäußerter Isolationismus und die fiskalpolitischen Vorstellun-
gen eine Kürzung im Bereich der finanziellen Hilfen für Israel beför-
dern. 
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Die Hürden zur Überwindung des Stillstandes in der Nahostpoli-
tik liegen für die Regierung Obama insgesamt hoch. Dafür ist jedoch 
das Ergebnis der Zwischenwahl wenig ausschlaggebend. Aufgrund der 
parteiübergreifenden Unterstützung für Israel hatte Obama bereits vor 
den Zwischenwahlen keine Mehrheit für einen signifikanten Wandel 
der US-Politik. Auch Demokratische Abgeordnete widersetzten sich 
einer kritischeren Politik gegenüber Israel, zumal sie um ihre Wieder-
wahl im eigenen Wahlkreis fürchteten. Da der Einfluss des Kongresses 
in der Nahostpolitik auf dem Gebiet der Strategic bzw. Structural Policy 
hoch ist, verstärkt jedoch das Wahlergebnis das Problem der Obama-
Administration und engt den politischen Spielraum zur Lösung des 
israelisch-palästinensischen Konflikts weiter ein. 
Der ägyptische Volksaufstand ab Januar 2011 und die sich ab-
zeichnende Transformation hin zu einer Liberalisierung des politischen 
Systems wirft zudem die Frage auf, wie das künftige Verhältnis zwi-
schen Ägypten und Israel aussehen wird. Schließlich ordnete die bishe-
rige Politik der USA das Ägypten Mubaraks als einen stabilisierenden 
Faktor für die Region ein, von dem auch Israel profitierte. Nicht zuletzt 
die israelische Regierung warnt daher eindringlich vor den Gefahren 
eines islamischen Umsturzes für den Frieden zwischen Israel und 
Ägypten und drängt auf einen geordneten Übergang. Die Herausforde-
rung der Obama-Administration wird insbesondere darin bestehen, das 
regionale Gleichgewicht zu stützen ohne die sich verstärkende Demo-
kratiebewegung in den arabischen Gesellschaften zu behindern. 
Sinnvoll erscheint darum aus heutiger Sicht eine neue Strategie, 
die nicht auf schnelle Ergebnisse setzt, sondern mit kleinen aber konti-
nuierlichen Schritten die Weichen für die Etablierung einer neuen Frie-
densstrategie in einer möglichen zweiten Amtszeit Obamas schafft. 
Dabei könnte sich die Einbeziehung der Europäischen Union als 
fruchtbar erweisen (vgl. El-Khawas 2010: 44) Eine solche Vorgehens-
weise wäre zwar weniger visionär, könnte aber durch geschickte Dip-
lomatie den akuten Druck aus den Verhandlungen nehmen, schnelle 
Fehlentscheidungen vermeiden und langfristig erfolgreicher sein. 
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3.5 Promoting Climate Change? Die Umwelt- und 
Energiepolitik 
 
Die Erwartungen an die zukünftige Klimaschutzpolitik Barack 
Obamas waren vor allem seitens der Europäer nach der Präsidentschaft 
George W. Bushs, der vor allem im ersten Teil seiner Amtszeit durch 
das Leugnen einer von Menschen gemachten Klimaerwärmung aufge-
fallen war (diese Position änderte sich vorsichtig in seiner zweiten 
Amtszeit), sehr hoch (vgl. Knothe 2010: 422). Durch die Byrd-Hagel-
Resolution aus dem Jahre 1997, die ohne Gegenstimme den Senat pas-
sierte (Congress 1997), wurde es der Bush-Administration allerdings 
auch leicht gemacht, das Thema Klimaschutz links liegen zu lassen 
bzw. durch eine schroffe Rhetorik außenpolitisch vor allem in der eu-
ropäischen Öffentlichkeit für Verärgerung und Verwunderung zu sor-
gen. Obama formulierte demgegenüber auch im Bereich der Klimapoli-
tik den Anspruch auf Veränderung (vgl. Mildner/Richert 2010). Da-
nach sollten die USA als weltweit größter Treibhausgasproduzent die 
Verantwortung zur Führung in der internationalen Klimaschutzpolitik 
übernehmen (Obama 2007: 13). 
Die ersten Schritte des neu gewählten Präsidenten waren 
durchaus vielversprechend: Im Mittelpunkt standen die 
Ankündigungen, den Emissionshandel einzuführen sowie die CO2-
Emissionen um 80 Prozent bis 2050 zu senken (Rahm 2010: 63). Auch 
die Berufung des Nobelpreisträgers Chu als Energieminister in das 
Kabinett kann als ein Politikwechsel auf  personeller Ebene interpretiert 
werden. 
  Präsident Obama verfolgte einen dreistufigen Ansatz in der 
Klimapolitik: Erstens wurden mit dem American Recovery and Reinvestment 
Act, dem milliardenschweren US-Konjunkturprogramm, 80 Milliarden 
Dollar in die Umweltforschung und die energetische Sanierung von 
Gebäuden investiert (Rudolf  2010a: 86). Zweitens sind nationale 
Standards bezüglich des Treibstoffverbrauchs und des 
Kohlendioxidausstosses von Personenkraftwagen und leichten 
Lastkraftwagen geplant: „Die amerikanischen Hersteller haben ihren 
langjährigen Widerstand gegen verschärfte Standards aufgegeben; im 
Falle von General Motors und Chrysler hängt dies sicher auch mit der 
Abhängigkeit von staatlicher Unterstützung zusammen“ (Rudolf  2010a: 
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87). Der dritte Ansatz ist der wichtigste und gleichzeitig auch 
umstrittenste: Die am 26. Juni 2009 vom Repräsentantenhaus 
verabschiedete Gesetzesvorlage American Clean Energy and Security Act 
sieht eine drastische Reduktion der CO2-Emissionen in den 
kommenden Jahrzehnten vor. Konkret wird eine stufenweise Reduktion 
der CO2-Emissionen auf  17 Prozent des Ausstoßes von 2005 bis 2050 
angestrebt. Ferner sollen private Energieproduzenten bis 2020 20 
Prozent ihrer Energie aus erneuerbaren Energien beziehen, auch der 
öffentliche Sektor soll seine Energieeffizienz erheblich steigern 
(Schreyer/Wilzewski 2009b: 1f.).  
Diese Gesetzesvorlage wurde durch das Environment and Public 
Works Comittee am 9. November 2009 an das Senatsplenum überwiesen, 
die Debatte im Ausschuss war allerdings von starken parteipolitischen 
Kontroversen geprägt. Der derzeitige Stand hat den Charakter eines 
typischen Packagedeals: Die CO2-Reduktionsziele wurden in der Senats-
vorlage verschärft, gleichzeitig wurde in einem überparteilichen Vor-
schlag der Senatoren Kerry (D-Massachusetts) und Boxer (R-
California) vorgeschlagen, die Kernenergie auszubauen (im Februar 
2010 übernahm die Regierung eine Bürgschaft in Höhe von 8,3 Milliar-
den Dollar für zwei geplante Kernkraftwerke in Georgia; 
Mildner/Lauster 2010: 7) und die Kohlendioxidlagerung im Erdreich 
sowie die Ölförderung in Küstengewässern zu erleichtern 
(Schreyer/Wilzewski 2009d: 4f.). Eine kohärente Klimaschutzpolitik ist 
in diesen sehr widersprüchlichen Maßnahmen nicht mehr zu erkennen, 
da neben dem Ausbau erneuerbarer Energien an den alten Energieträ-
gern Kohle und Kernkraft festgehalten und lediglich auf die genannten 
technischen Neuerungen gedrängt wird. Durch Ausbau der Energieer-
zeugungskapazitäten sowohl im Bereich der erneuerbaren als auch der 
konventionellen Energien wird noch mehr Energie produziert. Die 
wenigen Anreize zur Energieeinsparung erst recht nicht genutzt. Bisher 
wurde dieses Gesetz noch nicht verabschiedet, sondern wird weiterhin 
im Senat beraten.  
 Die letzte Phase der Amtszeit Obamas vor den Zwischenwahlen 
war von der Ölkatastrophe im Golf von Mexiko überschattet: Am 20. 
April 2010 explodierte die Deepwater Horizon, eine Ölbohrplattform, die 
in tiefen Gewässern Öl förderte. Hierdurch kam es zur größten Ölpest 
in der Geschichte der USA, welche die Auswirkungen des Untergangs 
der Exxon Valdez 1989 noch in den Schatten stellte. Rund 780 Millio-
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nen Liter Rohöl flossen unkontrolliert in den Golf von Mexiko – es 
gelang erst nach Monaten das Bohrloch zu schließen. Die Hilflosigkeit 
der Politik und des verantwortlichen Konzerns BP stand im Fokus der 
Öffentlichkeit, vor allem das Krisenmanagement von Präsident Obama 
wurde heftig kritisiert (Mildner/Lauster 2010: 4): Obama wurde insbe-
sondere für seine vermeintlich kühle und rationale Art im Umgang mit 
den Opfern der Katastrophe – neben den beträchtlichen Umweltschä-
den kamen auch elf Arbeiter der Ölplattform bei der Katastrophe ums 
Leben – kritisiert. 
Das Beispiel der Ölpest im Golf von Mexiko zeigt die Neben-
wirkungen einer auf Technik fixierten Energiepolitik, insofern kann die 
Katastrophe im Golf von Mexiko auch als eine Niederlage der Politik 
von Präsident Obama interpretiert werden. Bekannte Probleme in der 
Genehmigungspraxis des Minerals Management Services – einer Behörde, 
die für die Genehmigung von Bergbau und Ölförderung zuständig ist – 
wurden auch unter der Obama-Administration ignoriert 
(Mildner/Lauster 2010: 3).  
Da die präsidentielle Politik in den Beziehungen zum Kongress 
vor allem auf Verhandlungsgeschick beruht (vgl. grundlegend Lösche 
1989), ist es nicht verwunderlich, dass die Frage nach den Möglichkei-
ten des Präsidenten in Verhandlungen recht schwer einzuschätzen ist 
und daher auch in der Literatur unterschiedlich bewertet wird: Andreas 
Falke (2009: 414) trifft die Einschätzung, dass außer vielen Ankündi-
gungen nur wenig konkrete Schritte erfolgt sind. Pascal Abb sieht eine 
stärkere Rolle des Kongresses beim zähflüssigen Gesetzgebungsprozess 
und verortet die Ursache stärker als Falke bei den Republikanern im 
Senat und nicht bei Präsident Obama (Abb 2010: 6). Vor allem die 
Einführung verbindlicher Emissionsreduktionsziele stößt bei den Re-
publikanern weiterhin auf breiten Widerstand (ebd.: 4). 
Nach der verheerenden Niederlage für die Demokraten bei den 
Midterm Elections 2010 ist eine Zustimmung zum derzeit noch im Senat 
befindlichen American Clean Energy and Security Act noch unwahrscheinli-
cher geworden (ebd.: 5). Verbaut ist die Möglichkeit einer effektiven 
Klimaschutzpolitik für die Obama-Administration dennoch nicht. Nach 
einem Urteil des Obersten Gerichtshofes aus dem Jahre 2007 hat die 
Environmental Protection Agency (EPA) die Autorität, CO2 als Luftver-
schmutzung zu betrachten und entsprechend zu regulieren. Die nähere 
Zukunft wird zeigen, ob sich Klimaschutzpolitik stärker über einen 
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administrativ-bürokratischen Weg durchsetzen lässt. Diese Strategie 
wäre angesichts der Republikanischen Mehrheit im House und der nun-
mehr knappen Demokratischen Mehrheit im Senate für Obama leichter 
umsetzbar, könnte jedoch durch nachfolgende Administrationen leicht 
rückgängig gemacht werden. Auch wird sich zeigen, ob die vom Präsi-
denten angekündigten rechtlichen Schritte gegen BP im Zuge der Ölka-
tastrophe im Golf von Mexiko Erfolg haben werden und es gelingt, mit 
Wiederaufbauprogrammen in Florida verlorenes Vertrauen wiedergut-
zumachen. 
Durchaus sind aber auch Gemeinsamkeiten zwischen Demokra-
ten und Republikanern im Kongress festzustellen: Eine Subvention 
umweltfreundlicher Technologien dürfte wesentlich weniger umstritten 
sein, da dies mit keinem direkten Nachteil für eine maßgebliche Interes-
sengruppe verbunden wäre (Abb 2010: 6). Stärkere Eingriffe in den 
American Way of Life, wie z.B. eine höhere Benzinsteuer, dürften auf 
deutliche Ablehnung in der Bevölkerung stoßen (Mildner/Lauster 
2010: 6) und mit Blick auf das Wiederwahlinteresse der Abgeordneten 
keine Durchsetzungschancen im Kongress haben.  
Für die Bewertung der amerikanischen Klimaschutzpolitik unter 
Präsident Obama vor und nach den Zwischenwahlen müssen insbe-
sondere die Rolle des Kongresses wie auch die spezifischen Muster des 
amerikanischen Klimaschutzdiskurses beachtet werden. Sicher ist von 
einer Republikanischen Mehrheit im Repräsentantenhaus eine einfache-
re Durchsetzung von Klimaschutzmaßnahmen nicht zu erwarten, aller-
dings zeigte Gouverneur Arnold Schwarzenegger in Kalifornien durch-
aus Ansätze einer ambitionierten Klimaschutzpolitik in einem Bundes-
staat (Knothe 2010: 453). Eine pauschale „Verurteilung“ der Republi-
kaner als Bremser in der Klimapolitik wäre daher verfehlt.  
Hier rückt der zweite Erklärungsfaktor in den Mittelpunkt, näm-
lich die spezifischen Muster des amerikanischen Klimaschutzdiskurses: 
Es besteht in den USA ein anderes Risiko- und Wissenschaftsverständ-
nis (Tänzler 2002) als in Europa. Während in Europa das Vorsorge-
prinzip dominiert, überwiegt in den USA die Überzeugung, Probleme 
vor allem technisch zu lösen. Auch die im American Recovery and 
Reinvestment Act verankerte Orientierung auf die technologische For-
schung zeigt dies deutlich. Die im American Clean Energy and Security Act 
angedachten Maßnahmen für einen besseren Klimaschutz sind vor-
nehmlich technischer Natur, wie z.B. die Speicherung von Kohlendio-
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xid im Erdreich. Diese Fixierung auf technische Fragen hat gleichzeitig 
auch problematische Wirkungen, wie z.B. die Konkurrenz um das Nah-
rungsmittel Mais, das zur Herstellung von Agrarkrafttreibstoffen, vor 
allem zur Beimischung in das Benzin in den USA verwendet wird, in 
Mexiko aber ein Grundnahrungsmittel ist. Die USA haben große Men-
gen Mais aus Mexiko eingekauft, um diesen zu Ethanol zu verarbeiten. 
Die Konsequenz war eine erhebliche Preissteigerung eines Grundnah-
rungsmittels mit entsprechenden Folgen in einem recht armen Land 
(Rahm 2010: 162).  
Die Klimaschutzpolitik wird in den USA immer im Kontext von 
Energie- und Technologiepolitik diskutiert, ein eigenständiges Politik-
feld ist Umwelt- und Klimaschutzpolitik nicht.  
Eine Bindung an internationale Abkommen fällt den Amerika-
nern generell schwer, auch eine Fraktionsdisziplin im Kongress, wie wir 
sie aus dem Deutschen Bundestag kennen, gibt es im präsidentiellen 
System nicht, d.h. auch ein Demokratischer Abgeordneter aus einem 
„Kohlestaat“ wird trotz aller Forderungen eines Demokratischen Präsi-
denten gegen Klimaschutz stimmen. Ferner existieren in der amerikani-
schen Öffentlichkeit ein ausgeprägter Regionalismus und ein Autarkie-
gedanke. Damit verbunden ist eine wesentlich stärkere Skepsis gegen-
über Staatseingriffen, vor allem gegenüber dem „fernen Washington“ 
(Lösche 1989: 44), wie z.B. auch die Debatte um die Gesundheitsre-
form oder die Verknüpfung von Klimaschutz und Energiesicherheit 
zeigt. Technikgläubigkeit und die Skepsis gegenüber staatlicher Regulie-
rung haben sich bei der Deepwater-Horizon-Katastrophe vereint. Stormy 
Mildner und Gitta Lauster kritisieren in diesem Zusammenhang: „Ob-
wohl es laut Behördenberichten zwischen 2001 und 2007 1.443 gravie-
rende Unfälle bei Bohrungen vor der Küste gab, sah die Regierung 
scheinbar keine Notwendigkeit für strengere Auflagen und Kontrollen 
für Tiefseebohrungen. Man verließ sich auf die Selbstregulierung der 
Industrie mit der Begründung, dass sich die besten Techniker ohnehin 
nicht in den Behörden, sondern in der Industrie selbst befänden“ 
(Mildner/Lauster 2010: 3). 
Insofern waren die (europäischen) Hoffnungen auf einen grund-
legenden Wandel in der Klimaschutzpolitik durch die Wahl von Präsi-
dent Obama schlichtweg falsch, deutsche oder europäische Vorstellun-
gen von der Funktion des politischen Systems wurden einfach auf die 
USA übertragen.  
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Auf der Seite des politischen Systems sieht Abb (2010) eine Ur-
sache für das Ausbleiben des erhofften Wandels in der Klimapolitik 
auch in der Fragmentierung der Demokratischen Partei sowie der star-
ken ideologischen Polarisierung des Kongresses, die sicher durch die 
Tea-Party-Bewegung noch verstärkt wird (vgl. 2.). Auf der internationa-
len Ebene, vor allem bei den Post-Kyoto-Verhandlungen in Cancun, waren 
keine besonderen Erwartungen an die amerikanische Regierung mehr 
zu finden (Abb 2010), da einer Vorreiterrolle und vor allem einer Re-
gimebindung die genannten innenpolitischen Faktoren entgegenstehen. 
Versucht man anhand der in Kapitel 2 genannten Faktoren ein 
Fazit für dieses Politikfeld zu ziehen, so lässt sich hinsichtlich der Pola-
risierung des Kongresses und der fehlenden Supermehrheiten der De-
mokraten sagen, dass die hohe ideologische Polarisierung (verstärkt 
durch die Etablierung der Tea-Party-Bewegung) die Verabschiedung des 
American Clean Energy and Security Acts unwahrscheinlich machen wird. 
Allerdings verbleibt weiterhin die Möglichkeit zu parteiübergreifenden 
Initiativen, gerade bei Maßnahmen zum Klimaschutz, die im Kontext 
von Energiesicherheitspolitik und zur Belebung der Konjunktur formu-
liert werden. Der Weg, Klimaschutz administrativ-bürokratisch durch-
zusetzen, dürfte dagegen nur kurzfristige Effekte zeigen. Klimaschutz-
politik lässt sich – der Unterscheidung von Lindsay (1994) folgend – als 
Structural Policy einordnen, da schon durch die Byrd-Hagel-Resolution 
Klimaschutz an das Budget für Klimaschutzmaßnahmen gebunden 
wurde. 
Klimaschutzmaßnahmen werden bei Einbettung in energie-, 
wirtschafts- und sicherheitspolitische Fragen auch im 112. Kongress 
durchsetzungsfähig sein, allerdings zum Preis der beschriebenen Nach-
teile, die technische Lösungen mit sich bringen und der fehlenden in-
haltlichen Kohärenz der ergriffenen Maßnahmen. Auf der internationa-
len Ebene finden sich keine großen Erwartungen hinsichtlich einer 
aktiven Rolle oder gar einer Vorreiterrolle der USA mehr, vielleicht täte 
die Intensivierung eines Dialoges mit den Bundesstaaten gut, wie es 
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3.6  Strengthening Multilateralism? Die Beziehungen 
zwischen den USA und Europa 
 
Auch im Verhältnis zu den Partnern in Europa beinhaltete 
Obamas außenpolitische Agenda das Versprechen auf eine Neuorien-
tierung. Diese erschien angesichts der Verwerfungen in den transatlan-
tischen Beziehungen unter der Vorgängeradministration geboten: Inte-
ressenkonflikte über wichtige Fragen der internationalen Ordnung wie 
die Errichtung des Internationalen Strafgerichtshofs, die Behandlung 
der Gefangenen auf Guantánamo Bay, die Klimaschutzpolitik und insbe-
sondere der Streit über den Irakkrieg hatten die Beziehungen zwischen 
den USA und Europa belastet wie selten zuvor seit dem Ende des 
Zweiten Weltkrieges (vgl. Pond 2004; Pollack 2003). Die Erneuerung 
der transatlantischen Partnerschaft zielte zunächst auf eine Verbesse-
rung des politischen Klimas zwischen Europa und den USA, da Obama 
in der mangelnden Bereitschaft der Vorgängeradministration, Bedenken 
anderer in eigene Interessenkalkulationen einzubeziehen, ein Haupt-
problem erkannte: „To renew American leadership in the world, I 
intend to rebuild the alliances, partnerships, and institutions necessary 
to (…) enhance common security. Needed reform of these alliances 
and institutions will not come by bullying other countries to ratify 
changes we hatch in isolation“ (Obamas 2007: 11). Obamas Ziel be-
stand also in einer „(Re-)Legitimierung des Führungsanspruchs“ (Ru-
dolf 2009: 191) der USA. Um dieses Ziel zu erreichen betonte Obama 
die Bedeutung einer werteorientierten Außenpolitik: „As for our com-
mon defense, we reject as false the choice between our safety and our 
ideals“ (Obama 2009a). Da die Wiederherstellung der Legitimität des 
Führungsanspruchs nur bei reziproker Anerkennung erfolgreich sein 
kann, verweist Obama dezidiert auf die internationalen Verbündeten als 
Adressaten seiner Neuorientierung.8 
Diese neue Tonlage, die von Republikanischen Politikern als 
„Entschuldigungstournee“ kritisiert wurde (vgl. Nasaw 2009), löste 
                                                     
8   So führte Obama als Rechtfertigung des von ihm nach Amtsantritt 
erlassenen Folterverbots (EO 13491) an: „They alienate us in the 
world. They serve as a recruiting tool for terrorists (…), while decreas-
ing the will of others to work with America“ (Obama 2009c). 
Kaiserslautern Occasional Paper in Political Science No. 3 45 
 
 
diesseits des Atlantiks große Erwartungen auch auf inhaltliche Fort-
schritte in der Kooperation zwischen den USA und ihren europäischen 
Partnern aus (vgl. German Marshall Fund 2009). Die Hoffnungen auf 
einen tiefgreifenden Wandel in den transatlantischen Beziehungen 
konnten allerdings von Obama kaum erfüllt werden, da sich auch der 
44. Präsident an zweckrationalen Konstanten amerikanischer Außenpo-
litik orientiert: So bekennt sich Obama zwar deutlich zur Führungsver-
antwortung Amerikas, verbindet dies aber mit der Aufforderung an 
Europa, sich an den Kosten der Weltpolitik zu beteiligen. Noch als 
Kandidat formulierte Obama in seiner Rede in Berlin im Juli 2008: „In 
this new century, Americans and Europeans alike will be required to do 
more - not less“ (Obama 2008). Multilaterale Außenpolitik wird aus 
amerikanischer Perspektive weiterhin als kostensenkende strategische 
Option verstanden und nicht als Wert an sich. Die transatlantischen 
Kooperationschancen in den Bereichen Sicherheit und Wohlfahrt leiten 
sich daher auch unter Obama aus konkreten Übereinstimmungen in 
den jeweiligen politischen Präferenzen zwischen den Verhandlungs-
partnern ab. 
Bei der Analyse der transatlantischen Beziehungen im Themen-
feld „Sicherheit“, tritt zunächst der Afghanistaneinsatz unter Führung 
der NATO hervor. Angesichts steigender Verluste auf Seiten der Alli-
anz und der weiterhin instabilen Sicherheitslage stellt die ISAF-Mission 
die größte Herausforderung für die Konfliktfähigkeit und den Zusam-
menhalt in der Allianz dar (vgl. Morelli/Belkin 2009; siehe auch unter 
3.2). Von konservativer Seite wird dabei die mangelnde Bereitschaft 
Europas zu höherer Beteiligung an Kosten und Risiken des Einsatzes 
und damit ein europäisches „free-riding“ auf Kosten der USA kritisiert 
(Carpenter 2009; vgl. Bacevich 2010). Auch innerhalb Obamas Admi-
nistration wurden Forderungen nach einem stärkeren europäischen 
Beitrag in Afghanistan als Teil der amerikanischen Strategie am Hindu-
kusch erhoben.9 Tatsächlich erhöhten die neun größten Truppensteller 
                                                     
9  Obama betonte bezüglich des Afghanistan-Einsatzes auf einer gemein-
samen Pressekonferenz mit NATO-Generalssekretär Anders Fogh 
Rasmussen in Richtung der europäischen NATO-Mitglieder: „This is 
not a American battle; this is a NATO mission, as well“ (Obama 
2009e). Vizepräsident Biden formulierte auf der Münchner Sicherheits-
konferenz 2009 deutlicher: „America will do more, but America will – 
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neben den USA (Großbritannien, Deutschland, Frankreich, Italien, 
Kanada, Polen, Türkei, Spanien, Rumänien) zwischen Anfang 2009 und 
Ende 2010 ihre Kontingente, nur die Niederlande ordneten den Rück-
zug ihrer Soldaten an, nachdem die Regierungskoalition aufgrund des 
Streits über die Verlängerung des Einsatzes zerbrach. Dennoch nimmt 
sich der Zuwachs der nicht-amerikanischen NATO-Einheiten von ca. 
7.000 Soldaten gegenüber den ca. 67.000 zusätzlichen Amerikanern 
gering aus (Zahlen nach NATO 2010a). Nach dem von Obama ange-
ordneten „Surge“ stellen die USA im Dezember 2010 mit ca. 68 Pro-
zent den Großteil der internationalen Truppen in Afghanistan. Weitere 
Erhöhungen der Kontingente wären allerdings angesichts der skepti-
schen europäischen Öffentlichkeiten kaum mehrheitsfähig gewesen, 
weshalb die Obama-Administration die Mehranstrengungen der Alliier-
ten betont (vgl. Gordon 2010; Kerry 2010). Umgekehrt folgten die 
europäischen Verbündeten und Kanada auf dem NATO-Gipfel in 
Lissabon im November 2010 Obamas Afghanistanpolitik, zum einen 
dem innenpolitisch determinierten Abzugszeitplan ab 2011, zum ande-
ren auch den strategischen Prämissen Amerikas für Afghanistan. Trotz 
weiterhin ausbleibendem Fortschritt in der Stabilisierung Afghanistans 
ist nicht zu erwarten, dass sich größere Differenzen zwischen Europa 
und den USA über den Einsatz ergeben werden, da das gemeinsame 
Interesse in einem absehbaren und gleichzeitig verantwortbaren Aus-
stieg aus dem Konflikt überwiegt. 
Das Verhältnis der transatlantischen Partner gegenüber Russ-
land, als zweitem Themenfeld im Bereich Sicherheit, war ebenfalls 
Thema des Lissaboner NATO-Gipfels. Die Wiederaufnahme des 
NATO-Russland-Rates, die Betonung der sicherheitspolitischen Part-
nerschaft zwischen NATO und Russland im neuen Strategischen Kon-
zept der NATO (NATO 2010b: 10) sowie die Beteiligung Russlands an 
einem gemeinsamen Raketenabwehrsystem signalisieren eine deutliche 
Entspannung, nachdem u.a. der Georgien-Krieg 2008 die Beziehungen 
zwischen NATO und Russland belastete. Obamas Ziel durch ein 
„Reset“ das Verhältnis zu Russland zu verbessern, war erfolgreich: Die 
Revision der Raketenabwehrpläne Bushs (vgl. White House 2009b), die 
                                                                                                                
(sic!) that’s the good news. The bad news is America will ask for more 
from our partners, as well“ (Biden 2009).  
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Verhandlung und inzwischen erfolgte Ratifikation des New START-
Vertrages zur strategischen Rüstungskontrolle (vgl. 3.4) und der erfolg-
reiche Abschluss von Logistik-Vereinbarungen für den Afghanistan-
Einsatz bereiteten bilateral den Boden für die Verbesserung des 
NATO-Russland-Verhältnisses.  
Diese Verbesserungen im Verhältnis zu Russland sicherten auch 
Fortschritte hinsichtlich der dritten Herausforderung in den transatlan-
tischen Beziehungen, der Non-Proliferationspolitik gegenüber Iran (vgl. 
Nichol 2010: 38). So stimmte Russland im Juni 2010 für eine neue 
Sanktion des VN-Sicherheitsrats (S.R. 1929) gegen Iran, und Präsident 
Medwedjew annullierte eine geplante Waffenlieferung im September 
2010. Bisher allerdings zeitigen die diplomatischen Bemühungen der 
sogenannten P5+1-Gruppe (ständige Mitglieder des Sicherheitsrats plus 
Deutschland) und die jüngsten Sanktionen keine Veränderung der ira-
nischen Atompolitik. Republikaner im Kongress, etwa John McCain 
(R-Arizona) oder Lindsey Graham (R-South Carolina), haben in diesem 
Zusammenhang angekündigt auf weitere, schärfere Sanktionen gegen-
über Iran zu drängen und die Aufrechterhaltung auch militärischer 
Optionen gefordert (vgl. Halifax Forum 2010). Sie kritisieren überdies 
die ihrer Ansicht nach zu weiche Iranpolitik des Präsidenten. 
Das transatlantische Verhältnis im Bereich der Wohlfahrt wird 
weiterhin von den Folgen der globalen Wirtschafts- und Finanzkrise, 
die die Weltwirtschaft seit Ende 2008 in Mitleidenschaft zog, bestimmt. 
Angesichts der hohen Verflechtung zwischen den Volkswirtschaften in 
Europa und den USA – bezogen auf die Volumen der Gütertransfers 
ist Europa der wichtigste Handelspartner der USA und umgekehrt 
(Cooper 2010: 3) – war eine koordinierte wirtschafts- und finanzpoliti-
sche Strategie zur Krisenbewältigung geboten. Tatsächlich zeigten die 
Bemühungen der Regierungen, im Rahmen der G20-Treffen konzer-
tierte Lösungen zu finden, Wirkung, und auch hinsichtlich der Präven-
tion künftiger Krisen konnten Vereinbarungen erzielt werden (vgl. 
Knothe/Mildner 2009: 27). Auf dem G20-Gipfel in Pittsburgh im Sep-
tember 2009 einigten sich die Teilnehmer u.a. auf höhere Auflagen über 
Liquiditätsreserven und Eigenkapital von Banken und Eckpunkte zu 
einer Reform des IWF (Thimm 2010: 23). Trotz europäischer Kritik an 
protektionistischen Maßnahmen, etwa in Form der Buy-American-Clause 
im American Recovery and Reinvestment Act, herrschte bis 2009 eine starke 
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Konsensbereitschaft im Bereich der transatlantischen Wirtschaftsbezie-
hungen (vgl. Janes/Schneider 2010: 54). 
In der Folgezeit wurden allerdings die unterschiedlichen konzep-
tionellen Ansätze bei der Krisenbewältigung offensichtlich. Zudem 
entwickelten sich die Volkswirtschaften auf beiden Seiten des Atlantiks 
unterschiedlich. Während in Europa die Euro-Krise die Problematik 
öffentlicher Überschuldung verdeutlichte, wird in den USA die steigen-
de Arbeitslosigkeit angesichts schleppender konjunktureller Entwick-
lung als drängendste Herausforderung identifiziert. Der amerikanische 
Weg über eine lockere Geldpolitik bei gleichzeitig erfolgten konjunktu-
rellen Stimuli die Krise zu überwinden, unterschied sich grundlegend 
von den stärker an fiskalpolitischer Stabilität orientierten Maßnahmen 
der Europäer (vgl. Braml/Möller/Schmucker 2011: 48). So wiesen die 
europäischen Regierungen Forderungen der amerikanischen Administ-
ration auf dem G20-Treffen in Toronto im Juni 2010 nach weiteren 
Konjunkturmaßnahmen zurück. Auch mit der auf dem nachfolgenden 
Gipfel in Seoul von Obama erhobenen Forderung nach einer Begren-
zung der Außenhandelsbilanzungleichgewichte, die insbesondere auf 
die exportorientierten Wirtschaften China und Deutschland zielte, 
konnten sich die USA nicht durchsetzen. Konfliktpotentiale ergeben 
sich darüber hinaus im Bereich der nicht-tarifären Handelshemmnisse, 
insbesondere bei Agrarerzeugnissen und bezüglich der Subventionie-
rung der Luftfahrtindustrie, zu deren Beseitigung der Transatlantische 
Wirtschaftsrat beitragen soll, wobei konkrete Ergebnisse bisher ausblie-
ben. Die fehlende gemeinsame Position der transatlantischen Partner in 
der Handelspolitik behindert unterdessen auch einen erfolgreichen 
Abschluss der Doha-Runde. 
Die Bilanz Obamas im Bereich der transatlantischen Beziehun-
gen ist von Licht und Schatten geprägt. Im sicherheitspolitischen Be-
reich konnten Erfolge im Verhältnis zu Russland erzielt werden, die 
wiederum die Beziehungen zwischen NATO und Russland sowie auf 
dem Problemfeld der Iranpolitik positiv beeinflussen. Auch in Bezug 
auf Afghanistan ist die abgestimmte Politik zwischen Europa und den 
USA erkennbar. In diesen Politikfeldern, die den Bereichen der Crisis- 
(Afghanistan, Iran) bzw. Strategic Policy (NATO, Russland) zuzuordnen 
sind, konnte der Präsident seine Gestaltungsspielräume nutzen, was die 
These des politikfeldspezifischen Einflusses des Kongresses bestätigt. 
Ohne die gerade noch erfolgte Ratifikation des New START-Vertrages 
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durch den Senat wären die Annäherung an Russland und damit die 
gemeinsame Position gegenüber Iran kaum möglich gewesen. In dieser 
Perspektive wird das Erstarken der Republikanischen Partei im Kon-
gress den Präsidenten unter Druck setzen: Die Forderungen der Re-
publikaner nach einer nach nationalen Interessen ausgerichteten Rake-
tenabwehr gefährden das angestrebte kooperative Raketenschild mit 
Russland im Rahmen der NATO und hätten entsprechende Rückwir-
kungen auf eine kohärente Nonproliferationspolitik. Über ihre Mehr-
heit im Repräsentantenhaus werden die Republikaner zudem versuchen 
auf schärfere Sanktionen gegenüber Iran zu drängen. Wirtschaftliche 
Sanktionen sind aufgrund ihrer Budgetrelevanz ebenso dem Bereich der 
Structural Policy zuzuordnen wie die Handelspolitik im transatlantischen 
Raum. Hier verfügen die Republikaner also über durchgreifende Mit-
bestimmungsrechte um die Politik des Präsidenten zu beeinflussen. Die 
Wirkung dieses Einflusses dürfte allerdings weniger gravierend sein, da 
im Bereich der Handelspolitik die Konfliktlinien quer durch die Partei-
en verlaufen. Die Forderung von Republikanern, etwa des neuen Vor-
sitzenden im Subcommittee on Trade, Kevin Brady (South Dakota), nach 
einer weiteren Handelsliberalisierung (Brady 2010), die im Interesse der 
Europäer liegen würde, dürfte Realisierungschancen bieten, da sich 
auch Obama gegen protektionistische Maßnahmen ausgesprochen hat-
te. Allerdings müsste Obama in diesem Bereich mit innerparteilichem 
Widerstand von gewerkschaftlicher Seite rechnen. Mit Ausnahme der 
Republikanischen Kritik an einem vermeintlichen Appeasement Obamas 
in der Iranpolitik und des stark unilateral orientierten Raketenabwehr-
diskurses innerhalb der GOP ist damit eine geringer ausgeprägte Polari-
sierung der inneramerikanischen Dimension transatlantischer Bezie-
hungen festzustellen. In der Tendenz weist das dritte Kriterium der 
„Supermehrheiten“ für den 112. Kongress eine Verengung des Hand-
lungsspielraums des Präsidenten aus, da mit dem Stimmverlust der 
Demokraten von 57 (59) auf 51 (53) Sitze die Chancen einer Ratifikati-
on außenpolitischer Verträge, wie z.B. des bereits von der Obama-
Administration ins Auge gefassten Nachfolgevertrag von New START 
schrumpft. Im Bereich der Handelspolitik sind die Auswirkungen dies-
bezüglich weniger gravierend, da Handelsabkommen mit einfacher 
Mehrheit in beiden Häusern beschlossen werden können. 
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4. Overcoming Inertia? Der Präsident, der 
Kongress und die amerikanische Wel-
tordnungspolitik nach den Midterm 
Elections 2010 
 
Zwar mussten bereits einige Präsidenten vor Obama Verluste ih-
rer Partei bei den Zwischenwahlen zum amerikanischen Kongress hin-
nehmen, die Niederlage der Demokraten im November 2010 war je-
doch vergleichsweise weitreichend – auch und gerade weil Obamas 
Wahlversprechen, einen tiefgreifenden Wandel in der amerikanischen 
Politik herbeizuführen, große Hoffnungen geweckt hatte, die in ihrer 
Umsetzung nun gefährdet scheinen. Bedeuten die veränderten Mehr-
heitsverhältnisse in der Legislative der Vereinigten Staaten von Amerika 
das Ende der ambitionierten präsidentiellen Agenda, die Obama mit 
dem Versprechen des „Change“ angestrebt hatte? Die vorliegende Stu-
die versuchte für diese Frage bezogen auf das Politikfeld der Außen- 
und Sicherheitspolitik eine Antwort zu finden. Auf einer binären Skala 
müsste die Frage mit „nein“ beantwortet werden, denn dem Präsiden-
ten verbleiben auch nach den Midterm Elections 2010 in der Außen- und 
Sicherheitspolitik weiterhin Gestaltungsspielräume. Tatsächlich ist die-
ses „nein“ allerdings in mehrfacher Hinsicht zu qualifizieren. Zum ers-
ten in Bezug auf die bisher erfolgten Maßnahmen und des damit schon 
erreichten Wandels, zum zweiten angesichts der beiden Indikatoren 
Politikfeldspezifität und institutionell erforderliche Supermehrheiten 
auf den jeweiligen Themenfeldern amerikanischer Außenpolitik, und 
zum dritten bezüglich der Kooperationschancen mit den oppositionel-
len Republikanern, gemessen am Indikator der vorhandenen Polarisie-
rung zwischen den Parteien im Kongress. 
Blickt man zunächst auf die bisher von Obama durchgeführten 
Politikmaßnahmen im Bereich der Außen- und Sicherheitspolitik fällt – 
aufgrund ihrer Medienpräsenz unschwer zu erkennen – eine jeweils 
deutlich zum Ausdruck gebrachte Veränderung des deklaratorischen 
Rahmens amerikanischer Weltordnungspolitik auf. Seine neben der 
Inaugurationsadresse 2009 und der Ansprache zum Attentat in Tucson 
2011 wichtigsten Reden hielt Barack Obama zur Weltpolitik Amerikas 
und zum Vorhaben diesbezüglich mit der Vorgängeradministration zu 
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brechen. Obamas Rede in Prag, sein Auftritt an der Universität in Kai-
ro, an der Militärakademie West Point oder die Acceptance Speech anläss-
lich des Friedensnobelpreises in Oslo signalisierten nach innen und 
außen Obamas Zielsetzung einer Erneuerung der Führungsmacht 
Amerikas. Diese programmatischen Aussagen sollten nicht kurzerhand 
als reine Rhetorik verworfen werden. Zum einen besteht Außenpolitik 
gerade aus solcher durch Reden signalisierten Kooperationsbereitschaft. 
Zum anderen setzten diese öffentlichen Statements und auch andere 
deklaratorische Dokumente wie etwa die Nuclear Posture Review oder die 
National Security Strategy 2010 einen neuen Diskursrahmen und formu-
lierten Zielvorgaben, die freilich noch keineswegs in allen Bereichen 
umgesetzt wurden. Angesichts der relativ kurzen Zeitspanne von Oba-
mas bisheriger Präsidentschaft sind solche Zielvorgaben nichtsdesto-
trotz bedeutsam.  
Skeptiker lassen sich nicht von solcher Rhetorik beeindrucken, 
doch auch substantielle Fortschritte in einigen außenpolitischen Prob-
lemfeldern kann der 44. Präsident vorweisen, die eine Einschätzung als 
Wandel gegenüber der Vorgängeradministration rechtfertigen (vgl. 
Watson 2010: 245). Das wohl erfolgreichste Politikfeld stellt in dieser 
Hinsicht die nukleare Abrüstungs- und Rüstungskontrollpolitik dar (vgl. 
3.3). Obama konnte hier entlang seiner in Prag formulierten langfristi-
gen Vision einer vollständigen nuklearen Abrüstung erste konkrete 
Politikmaßnahmen ergreifen: Mit Abschluss und anschließender Ratifi-
zierung des New START Treaty mit Russland stärkte Obama nicht nur 
das Rüstungskontrollregime des Nichtverbreitungsvertrages, sondern 
verbesserte auch das Verhältnis zu Russland. In diesem Zusammen-
hang war die Zurücknahme der Raketenabwehrpläne seines Vorgängers 
im Amt ebenfalls hilfreich (vgl. 3.6).  
In den Bereichen militärische Interventionspolitik, Guantánamo, 
Klimapolitik und transatlantische Beziehungen muss die Bilanz Oba-
mas als eher durchwachsen gelten.  
Obamas Afghanistan- und Pakistanpolitik stellt zwar insoweit ei-
nen Wandel gegenüber Bush dar, als der neue Präsident entsprechend 
seiner Ankündigungen im Wahlkampf hier eine Verlagerung des Fokus 
weg vom Schauplatz im Irak hin zum Konflikt in Afghanistan und 
seiner Nachbarregion vornahm. Die dort implementierte Militärdoktrin 
und auch deren umstrittenster Bestandteil – die Aufstockung der Trup-
pen – orientierte sich allerdings an bereits im Irak erprobten Strategien 
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(vgl. 3.1). In Bezug auf die Detention-Politik wurde festgestellt, dass ei-
nerseits die Anzahl der auf der extraterritorialen Militärbasis Guantána-
mo gefangen gehaltenen Personen unter Obamas Amtszeit reduziert 
wurde, das Lager andererseits entgegen Obamas Executive Order nicht 
geschlossen wurde (vgl. 3.2). In der Klimapolitik wiederum waren auf 
internationaler Ebene von den USA keine Impulse für eine Erneuerung 
völkerrechtlich bindender Vorgaben ausgegangen, wenngleich auf in-
nenpolitischer Ebene durch bürokratisch-administrative Maßnahmen 
Fortschritte im Bereich der Umweltpolitik erzielt wurden (vgl. 3.5). 
Schließlich profitierten auch die transatlantischen Beziehungen von 
einem verbesserten Klima zwischen den USA und Europa, nachhaltige 
Politikmaßnahmen insbesondere zur Neuordnung der internationalen 
Wirtschafts- und Finanzarchitektur resultierten hieraus wiederum nicht 
(vgl. 3.6).  
Obamas Bilanz in der Nahostpolitik fällt noch negativer aus. 
Hier haben die diplomatischen Initiativen der amerikanischen Regie-
rung bisher keine Erfolge zur Lösung des israelisch-palästinensischen 
Konflikts herbeiführen können, was allerdings eher auf den begrenzten 
Einfluss externer Akteure in dieser Frage zurückzuführen ist (vgl. 3.4). 
Verbindet man diese Betrachtung der bisherigen Politikergebnis-
se aus Obamas ersten beiden Jahren im Amt mit den Indikatoren Poli-
tikfeldspezifität und notwendige Supermehrheiten lassen sich die künf-
tigen Erwartungen an die Handlungsspielräume des Präsidenten in der 
Außenpolitik konkretisieren. 
Im Bereich der Crisis Policy kann der Präsident seine verfas-
sungsmäßige Position des Oberbefehlshabers der Streitkräfte nutzen 
und Anspruch auf die Gestaltung der Politik gegenüber dem Kongress 
geltend machen. Dies betrifft insbesondere die militärische Interventi-
onspolitik. Hier bestehen für die Parlamentarier wenig politische Anrei-
ze den Präsidenten herauszufordern, selbst wenn sie seine inhaltliche 
Position nicht teilen. Diesen Gestaltungsspielraum nutzte Obama bis-
her auch - wenngleich nicht im Sinne eines substantiellen „Change“. 
Die anderen in dieser Studie untersuchten Problemfelder sind der Ka-
tegorie Strategic Policy (Nahost-Konflikt, Abrüstung) zuzuordnen bzw. 
bestehen aus einer Mischung mit dem Element der Structural Policy 
(Klimapolitik, Gefangenenpolitik, Transatlantische Beziehungen), da 
hier stärker die finanziellen Ressourcen und damit das Budgetrecht des 
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Kongresses betroffen sind. Entsprechend geringer ist hier der Hand-
lungsspielraum des Präsidenten.  
Die veränderten Mehrheitsverhältnisse im Kongress werden ins-
besondere in Politikfeldern wirksam werden, in denen der Präsident auf 
das Mittel außenpolitischer Verträge zurückgreifen muss. Eine Super-
mehrheit von zwei Dritteln der Senatoren zur Ratifizierung von Verträ-
gen stellt insbesondere für die Rüstungskontroll- und Klimapolitik eine 
hohe Hürde dar. Gleichwohl nimmt der Kongress über sein Budget-
recht auch auf den meisten anderen außenpolitischen Politikfeldern 
eine Vetoposition ein, die durch die institutionelle Regel des Filibuster 
gestärkt wird. Um hier weitere Bausteine seiner Agenda zu zementieren, 
benötigt der Präsident die Unterstützung der nach den Zwischenwahlen 
politisch erheblich gestärkten Republikaner. Die Wahrscheinlichkeit 
einer Kompromissmöglichkeit zwischen Präsident und Opposition lässt 
sich anhand des Faktors der Polarisierung einordnen.  
Im Gesamttrend hat sich die Polarisierung des 112. gegenüber 
dem 111. Kongress durch den Einzug von über 40 konservativ-
libertären Tea Party Anhängern in Repräsentantenhaus und Senat (vgl. 
Shear 2010), zusammen mit den weiteren 30 neuen Republikanern, 
auch außenpolitikspezifisch verschärft. In der Klimapolitik ist dieser 
Graben zwischen den Politikpositionen entlang der Parteilinien am 
tiefsten. Hier bestehen zusammen mit dem zuvor angeführten Kriteri-
um der Supermajorities kaum Chancen auf das Erreichen der Zielvorga-
ben Obamas während der aktuellen Legislaturperiode. Dies gilt ähnlich 
auch für die Rüstungskontrollpolitik. Denn obwohl der 111. Kongress 
kurz vor seiner turnusgemäßen Auflösung den Vertrag ratifizierte, 
sperrten sich 26 Republikaner (vgl. 3.3). Um den CTBT auf dem Weg 
zu Global Zero scheitern zu lassen, bräuchte er nur eine Unterstützung 
von 34 der insgesamt 47 Republikaner in der 112. Legislaturperiode des 
amerikanischen Kongresses. 
Ein geringeres Maß an Polarisierung war in den Politikfeldern 
Afghanistan und Pakistan, Nahostkonflikt und Transatlantische Bezie-
hungen festzustellen, was die Schnittmenge zwischen oppositionellen 
Republikanern und der Regierung für legislative Maßnahmen erhöhen 
dürfte. Eine Ausnahme stellt dabei die Frage der Schließung von 
Guantánamo dar. Auch hier ist eine geringe Polarisierung erkennbar. Sie 
wirkt sich für Obama indes gegenläufig aus, da der überparteiliche 
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Konsens das Lager nicht zu schließen, die Einlösung des Wahlverspre-
chens mindestens bis zu den nächsten Wahlen verzögern wird. 
Zwei Jahre nach Obamas Amtsantritt ist es dem Präsidenten ge-
lungen, in einigen Bereichen tatsächlich einen Wandel in der Außenpo-
litik einzuleiten. Gleichwohl sind noch keineswegs alle Wahlverspre-
chen eingelöst und für die Bereiche der Klima- und Detention-Politik 
besteht auch in den folgenden zwei Jahren wenig Aussicht auf Wandel. 
Gerade die sogenannte Lame Duck-Phase des Kongresses, in der es 
Obama gelang einige wichtige Kompromisse mit den Republikanern 
auszuhandeln (Tax Cuts, Don’t Ask Don’t Tell, New START) deuten 
jedoch die weiterhin vorhandenen Handlungsspielräume des Präsiden-
ten in der Außenpolitik an, trotz einer aufgrund vorhandener Polarisie-
rung kohärenten Republikanischen Opposition. Zu hohe Erwartungen 
sollten trotzdem nicht an Obamas künftige Außenpolitik gestellt wer-
den, hierfür misst die amerikanische Öffentlichkeit internationalen 
Problemen derzeit zu wenig Bedeutung zu (vgl. Gallup 2011). Für 
Obama bestehen damit mit Blick auf die Präsidentschaftswahlen 2012 
geringere Anreize kontroverse Politikziele durchzusetzen.10 
Die Ergebnisse dieser Studie können als Beitrag zur Forschungs-
debatte über die Auswirkungen von Unified und Divided Government ge-
wertet werden: Sie zeigen, dass keine einheitliche Wirkung vom Faktor 
der Mehrheitsverhältnisse im Kongress ausgeht. Die Auswirkungen von 
Unified und Divided Government müssen auf dem Politikfeld der auswärti-
gen Beziehungen der USA vielmehr entlang der diskutierten Faktoren 
differenziert werden.  
 
                                                     
10  Die Akzentverschiebung von der Außen- zur Innenpolitik bei gleichzei-
tiger Interdependenz der Themenfelder dokumentiert auch die National 
Security Strategy vom Mai 2010: „Our strategy starts by recognizing that 
our strength and influence abroad begins with steps we take at home“ 
(White House 2010b: i). 
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